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I PLANUNGSZIELE UND PLANUNGSZWECKE

1 Anlass, Erforderlichkeit und Ziele der Planung

Innerhalb der Biebricher Wohnsiedlung ,Parkfeld” liegen seit vielen Jahren die Flachen
eines Erwerbsgartenbaubetriebs brach. Dieser Bereich grenzt unmittelbar westlich an
den Schlosspark an. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans hat eine Groé3e von ca.
2,6 ha. Aufgrund des vorhandenen Wohnungsbedarfs und im Hinblick auf eine res-
sourcenschonende Innenentwicklung soll der bestehende Bebauungsplan fir diesen
Bereich zu Gunsten einer Wohnnutzung tberbaut werden.

Fir die Flache wurde ein stadtebaulicher Rahmenplan erarbeitet und im Oktober 2014
von der Stadtverordnetenversammlung als Zielkonzept flir den Planungsbereich ,Woh-
nen westlich des Schlossparks® beschlossen.

Das Gebiet wird durch verschiedene bestehende Gebaudetypologien eingerahmt. Her-
vorzuheben sind im Siiden die an das Plangebiet angrenzenden Mehrfamilienhduser
und im noérdlichen Teil die Mischung aus bestehenden Reihenhausern und Geschoss-
wohnungsbauten an der Nansenstral3e. Die Planung soll diese vorhandenen Struktu-
ren berilicksichtigen und eine vertragliche Weiterentwicklung der Wohnbauflachen
gewabhrleisten. Gleichzeitig berlicksichtigt sie die klimadkologischen Aspekte, die im
Rahmen einer Nachverdichtung von besonderer Relevanz sind.

Stadtebauliches Ziel ist es, ein Ubersichtlich strukturiertes und vertraglich verdichtetes
Wohngebiet mit verschiedenen Wohnformen zu ermdglichen. Die Wohnformen sollen
sich raumlich so differenzieren, dass im 6stlichen Teil, der sich dem Biebricher
Schlosspark zuwendet, der Einfamilienhausbau iberwiegt und demgegeniber im west-
lichen Teil der Geschosswohnungsbau an die Albert-Schweitzer-Allee anschlief3t. Auf-
grund der unmittelbaren Nahe zum Schlosspark, der vorhandenen Dichte im Bestand
sowie klimadkologischer Belange wurde insgesamt eine reduzierte stadtebauliche
Dichte gewahlt.

Die vorhandene durchgangige 6ffentliche Ful3- und Radwegeverbindung in Ost-West
Richtung, zwischen der Albert-Schweitzer-Allee und ,Am Parkfeld®, wird erhalten.

Mit dem neuen Bebauungsplan soll die Entwicklung eines attraktiven Wohnquartiers
mit ca. 90-100 Wohneinheiten erméglicht werden. Im Parallelverfahren wird der Fla-
chennutzungsplan fiir den westlichen Planbereich geandert.

2 Lage des Plangebiets und raumlicher Geltungsbereich
Das Plangebiet liegt westlich des Biebricher Schlossparks im Wiesbadener Stadtteil
Biebrich und wird wie folgt begrenzt:

= Im Norden durch die Wohnbebauung der Nansenstrale,

= im Osten durch die Straflte ,Am Parkfeld“ und unmittelbar dahinter durch den
Schlosspark,
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= im Sidden durch die 6ffentliche Ful- und Radwegeverbindung und die Wohnbe-
bauung der Elsa-Brandstrom-Stralie,

= im Westen durch die Wohnbebauung der Albert-Schweitzer-Allee.

Die ca. 2,6 ha groRe Flache verteilt sich auf die Flurstlicke 7 (StraRenflache Albert-
Schweitzer-Allee, teilweise), 38/5 (StralRenflache Am Parkfeld, teilweise), 45, 46, 47,
48, 49, 50, 51, 52, 53, 54, 55, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 62, 63 und 64 in der Flur 72 - Ge-
markung Biebrich.

3 Ubergeordnete Planungen / planungsrechtliche Situation

3.1 Regionalplan Stidhessen

Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch sind Bauleitplane den Zielen der Raumordnung und
Landesplanung anzupassen.

Der Regionalplan Stidhessen 2010 ist mit der Bekanntmachung am 17. Oktober 2011
in Kraft getreten. Nach den Darstellungen des Regionalplans ist die LH Wiesbaden ein
Oberzentrum im Verdichtungsraum. Die Flache des Plangebiets liegt vollstéandig im
ausgewiesenen Vorranggebiet Siedlung. Demzufolge hat die Nutzung flir Siedlungs-
zwecke gegenliber anderen Nutzungsanspriichen Vorrang.

Gemal der regionalplanerischen Zielsetzung 3.4.1-9 sind im Rahmen der Bauleitpla-
nung fr die verschiedenen Siedlungstypen Dichtevorgaben, bezogen auf Bruttowohn-
bauland, einzuhalten. Fir die LH Wiesbaden gilt ein im Grof3stadtbereich einzu-
haltender Dichtewert von mindestens 60 Wohneinheiten je ha.

In dem Planbereich werden voraussichtlich ca. 90-100 Wohneinheiten realisiert. Bezo-
gen auf das Bruttobauland von rund 2,6 ha (inkl. der angrenzenden, bestehenden
Stralienverkehrsflachen) ergibt sich eine erreichte Dichte von etwa 34-38 Wohneinhei-
ten je ha.

Das Plangebiet besitzt eine besondere stadt- und lokalklimatische Funktion als lokales
Kalt- und Frischluftentstehungsgebiet (aktive klimadkologische Wirkung) sowie als Be-
liftungsachse (passive klimadkologische Wirkung). Insbesondere im Zusammenspiel
mit der klimadkologischen Ausgleichsleistung Gber den angrenzenden Biebricher
Schlosspark ergeben sich fiir die umliegende Wohnbebauung bedeutsame klimatische
Positiveffekte.!

Um diese Positiveffekte flir das Plangebiet und dessen Umfeld in Zukunft erhalten zu
kdnnen, ist es aus klimafunktionaler Sicht erforderlich, Belliftungsstrukturen in ausrei-
chendem Mal3e zur Verfligung zu stellen und die Oberflachenversiegelung auf ein ver-
tragliches Mal} zu begrenzen. Der Erhalt der positiven Rahmenbedingungen ist in

1 Vgl.: Okoplana (#November 2015): Klimagutachten zum Projekt ,Wohnen westlich des Schloss-
parks“ in Wiesbaden Biebrich, Mannheim.
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diesem besonderen Fall nur durch eine Abweichung von der regionalplanerischen Ziel-
setzung von 60 Wohneinheiten je ha zu realisieren.

Weiterhin kdnnen durch die im Bebauungsplan gewahlte bauliche Dichte stadtebauli-
che Spannungen vermieden werden, die bei einer vollstandigen Umsetzung der regio-
nalplanerischen Zielvorgabe entstehen wirden.

Aus regionalplanerischer Sicht bestehen dariiber hinaus keine besonderen Anforde-
rungen an die Planung, so dass von der Ubereinstimmung des Vorhabens mit den Zie-
len der Raumordnung ausgegangen werden kann.

3.2 Flachennutzungsplan der Landeshauptstadt Wiesbaden

Im wirksamen Flachennutzungsplan (FNP) der Stadt Wiesbaden ist der Planbereich im
westlichen Teil (etwa 65 Prozent) als ,Wohnbauflache mit hohem Griinanteil - Planung*
und im 6stlichen Teil (etwa 35 Prozent) als ,,Grinflache - Planung mit Dauerkleingar-
ten® dargestellt. Des Weiteren ist das Gebiet fast vollstandig von der Darstellung
»Wohnbaufladche mit hohem Griinanteil - Bestand® umgeben, lediglich im Osten schlief3t
sich mit dem Schlosspark die Festsetzung ,Grlinanlage z. T. mit Freizeiteinrichtungen®
an. Da sich die vorgesehenen Festsetzungen nur teilweise aus dem Flachennutzungs-
plan entwickeln lassen, erfolgt im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungs-
plans eine Anderung des Flachennutzungsplans.

3.3 Bebauungsplane

Das Plangebiet liegt im derzeit rechtskréftigen Bebauungsplan ,Parkfeld - 1. Anderung*
im Ortsbezirk Biebrich zwischen der Appelallee, dem Schlosspark, der Rheingaustra-
Re, der Albert-Schweitzer-Allee und der Siedlung ,Selbsthilfe“ vom September 1970.
Seit Mai 1975 ist eine Anderung des Bebauungsplans rechtsverbindlich. Das Plange-
biet ist dort als ,Flache flr Landwirtschaft - Erwerbsgartenbau® festgesetzt. Entspre-
chend der Planung wird der Bereich zukinftig als Wohngebiet festgesetzt.

In unmittelbarer Umgebung an das beschriebene Areal grenzt mit der Nansenstral3e im
Norden ein reines Wohngebiet mit Flachdach (GRZ: 0,35; GFZ 0,7) und im Stden ein
reines Wohngebiet mit Flachdach (GRZ: 0,25; GFZ 1,0) an.

4 Weitere Fachplanungen und Gutachten

4.1 Landschaftsplan der Landeshauptstadt Wiesbaden

Der genehmigte Landschaftsplan stellt das Planungsgebiet in drei verschiedenen Zeit-
horizonten dar.

Im ,Landschaftsplan-Realnutzung® ist das Areal groftenteils als ,Garten/Grabeland®
sowie ,Baumschule® gekennzeichnet, wobei ein kleiner Ausschnitt von rund 2.500 m?
im westlichen Bereich als Siedlungsflache markiert ist.
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Im ,Landschaftsplan-Planung® ist das Plangebiet als ,Gartenbau, Baumschulen, Obst-
bau (iberwiegend Freiflachen), ,Gartenbau, Baumschulen (mit baulichen Anlagen)*
sowie als ,Wohnungsferne Garten* gekennzeichnet. Noérdlich, westlich und sudlich des
Plangebiets schlie3en sich ,Wohn- und sonstige Bauflachen® an. Eine ,Innerstadtische
Vernetzungsachse® ist nordlich des Areals eingetragen. Im Osten liegt der Schlosspark
als Landschaftsschutzgebiet und Parkanlage im Bestand mit Renaturierungsflachen flr
Gewasser.

Der Planteil ,Leitbild / Vision“ des Landschaftsplans der LH Wiesbaden weist etwa zwei
Drittel der Flache als Bereich zum Erhalt und zur Entwicklung innerstadtischer Griinzu-
ge aus. Die Ubrigen Flachen werden als Siedlungsbereich mit durchschnittlichem
Durchgrinungsgrad dargestellt.

Der Biebricher Schlosspark wird als Landschaftsschutzgebiet dargestellt.

42 Griinordnungsplan

Der im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erstellte Griinordnungsplan (GOP) be-
trachtet die verschiedenen Auswirkungen und Anforderungen, die sich aus 6kologi-
scher Sicht an die Planung stellen. Mittels einer Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung? stellt
er den aus landschaftsplanerischer Sicht erforderlichen Ausgleichsbedarf differenziert
dar und formuliert erganzend landschaftsplanerische Festsetzungsvorschlage zur Auf-
nahme in den Bebauungsplan, die zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich
des geplanten Eingriffs beitragen. Mdgliche Konflikte und Abweichungen, die sich dar-
aus fur den Bebauungsplan ergeben, werden im Rahmen des Umweltberichts und ins-
besondere in der Abwagung der Belange dargestellt und begriindet.

4.3 Fachgutachten

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden die nachfolgend aufgeflihrten
Fachgutachten erstellt. Die Ergebnisse der Gutachten werden detailliert im gesondert
aufgestellten Grinordnungsplan sowie im Teil IV Umweltbericht erlautert.

Klimagutachten

Um mogliche negative klimadkologische Auswirkungen der zukiinftig angestrebten
Nutzung zu erfassen, zu bewerten und zu minimieren, wurde im Rahmen der Erstellung
des Bebauungsplans und des Griinordnungsplans durch das Biiro Okoplana ein Kli-
magutachten erstellt.3

2 Hessisches Ministerium fir Umwelt, Iandlichen Raum und Verbraucherschutz: Arbeitshilfe zur Ver-
ordnung Uber die Durchfiihrung von Kompensationsmafinahmen, Okokonten, deren Handelbarkeit
und die Festsetzung von Ausgleichsabgaben (Kompensationsverordnung - KV), Wiesbaden
01.09.2005.

3 Okoplana (#November 2015): Klimagutachten zum Projekt ,Wohnen westlich des Schlossparks® in
Wiesbaden Biebrich, Mannheim.
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Bodengutachten

Im Dezember 2014 sind von der CDM Smith Consult GmbH aus Bingen im Plangebiet
umwelt- und geotechnische Untersuchungen durchgefiihrt worden.4 5 Im Rahmen die-
ser Untersuchungen sind im Osten des Plangebiets 10 Kleinrammbohrungen (RKS) bis
zu einer Tiefe von 3,0 m unter Gelandeoberkante (GOK) abgeteuft worden. Aus den
Bohrsonden wurden 37 Bodenproben zur chemischen Analyse enthommen. Erganzend
wurde ein gesondertes Gutachten zur Untersuchung der standértlichen Bodenfunktio-
nen erstellt.6

Artenschutzgutachten

Zur Uberpriifung der Frage, ob die Verbotstatbestdnde gemaR § 44 BNatSchG (Bun-
desnaturschutzgesetz) 7 durch das Vorhaben beziglich der gemeinschaftsrechtlich
geschitzten Arten berihrt werden kénnen, haben das Biro Herrchen & Schmitt Land-
schaftsarchitekten und das Fachbiiro Faunistik und Okologie Dipl. Biol. Andreas Malten
bis zum Februar 2015 eine artenschutzrechtliche Priifung erarbeitet.8

Verschattungsstudie

Zur Bewertung der Besonnungs- bzw. Verschattungsverhaltnisse wurde im Verlauf des
Bebauungsplanverfahrens vom Planungsbiiro plan® D9 eine Verschattungsstudie er-
stellt. Die daraus ableitbaren Erkenntnisse wurden durch ergdnzende Berechnungen,
insbesondere zur Verdnderung der Besonnungssituation gegentiber dem Ausgangszu-
stand, im Rahmen einer weiterfithrenden Untersuchung durch das Planungsbiiro Oko-
planal10 nochmals ausdifferenziert.

Entwasserungskonzept

Aufgrund der im Plangebiet anstehenden Bdden mit einer geringen Durchlassigkeit der
oberen Bodenschichten ist eine vollstandige Versickerung des anfallenden Nieder-
schlagswassers in Versickerungsanlagen nicht zu empfehlen.11 Um mit dieser Prob-

4 CDM Smith (M&rz 2016): Umwelttechnische Untersuchungen am Standort einer ehemaligen Gértne-
rei in Wiesbaden. Am Parkfeld. - Gutachten im Auftrag der Stadtentwicklungsgesellschaft Wiesbaden
mbH, 9 Seiten + Anlagen, Bingen.

5 CDM Smith (Méarz 2016): Geotechnischer Bericht. Neubau Tiefgarage mit 4-geschossigen Punkthdu-
sern. Am Parkfeld, Albert-Schweitzer-Allee, Wiesbaden-Biebrich. - Gutachten im Auftrag der Stadt-
entwicklungsgesellschaft Wiesbaden mbH, 25 Seiten + Anlagen, Bingen.

6 CDM Smith (Méarz 2016): Auswirkungen der standértlichen Bodenfunktionen, Bingen.

7 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt geandert durch Artikel 9 des
Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBI. | S. 2258).

8 Herrchen & Schmitt Landschaftsarchitekten und Fachbiiro Faunistik und Okologie Dipl. Biol. Andreas
Malten (2015): Artenschutzrechtliche Priifung. Projektentwicklung ,Parkfeld” in Wiesbaden - Biebrich.
Artenschutzgutachten. - Gutachten im Auftrag der SEG Stadtentwicklungsgesellschaft Wiesbaden
mbH, 57 Seiten und Anhang, Wiesbaden.

9 plan® D Ingenieure und LandschaftsArchitekten (Mérz 2016), Verschattungsstudie Parkfeld, Wiesba-
den.

10 Okoplana, (April 2017):Verschattungsstudie zum Projekt ,Wohnen westlich des Schlossparks* in
Wiesbaden-Biebrich, Mannheim.

11 CDM Smith (M&rz 2016): Geotechnischer Bericht, a. a. O. und
CDM Smith (Méarz 2016): Stellungnahme vom 27.11.2015: Versickerungsfahigkeit, a .a. O.
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lemlage bereits im Bebauungsplanverfahren gezielt umgehen zu kénnen, wurde ein
Entwasserungskonzept erarbeitet. 12

Il FESTSETZUNGEN DES BEBAUUNGSPLANS

A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(§ 9 BauGB)

Im Anschluss werden die planungsrechtlichen Festsetzungen gemal § 9 Abs. 1
BauGB erlautert:

1 Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 BauGB i. V. m. §§ 1 bis 15 BauNVO)

Das Plangebiet wird nach § 4 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) als allgemeines
Wohngebiet (WA) festgesetzt. Es findet eine Untergliederung in insgesamt drei Teilbe-
reiche statt, die auf differenzierten Festsetzungen zum Mal} der baulichen Nutzung
nach § 16 Abs. 5 BauNVO beruht. Hinsichtlich der Nutzungsart gelten die Festsetzun-
gen fliir das gesamte Baugebiet.

Aus planungsrechtlicher Sicht handelt es sich um ein stérungsarmes, aber nicht véllig
stérungsfreies Wohngebiet mit hoher Wohnqualitat. In diesem Zusammenhang ist zu
beachten, dass im Norden und Siden jeweils reine Wohngebiete (WR) angrenzen und
hieraus nur geringe Gerauscheinwirkungen auf die geplante Wohnbebauung einwirken.
Durch die im Westen angrenzende Stral3e ,Albert-Schweitzer-Allee“ sowie die im Os-
ten liegende Stralte ,Am Parkfeld” resultieren randlich leichte Gerduscheinwirkungen
auf die geplante Bebauung.

Aufgrund der Festsetzung als allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO sind
Wohngebaude zuldssig. Die Einschrankungen der allgemein zuldssigen Nutzungen
und der teilweise Ausschluss der ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen unterstitzen
die Entwicklung eines stérungsarmen Wohnumfelds. Die starkeren Einschrankungen
der allgemein zulassigen Nutzungen flr das zentral gelegene WA2-Gebiet tragen dazu
bei, mdgliche zusatzliche Belastungen flir die Wohnnutzung auf die Randbereiche des
Plangebiets zu beschranken.

Im Plangebiet soll kein geférderter Wohnungsbau entstehen. Der sich gemal der gel-
tenden Beschlusslage der Stadtverordnetenversammlung und aus der geplanten An-
zahl der Wohneinheiten ergebende Anteil an gefdrdertem Wohnungsbau, soll mit
ortlichem Bezug zum Plangebiet realisiert werden. Dazu trifft der stadtebauliche Ver-
trag zum Bebauungsplan die abschlieRenden Regelungen.

12 BGS Wasser (Méarz 2016): Entwésserungstechnische Untersuchungen zum ErschlieBungsvorhaben:
»Wohnen westlich des Schlossparks* (,Parkfeld®) in Wiesbaden-Biebrich, Darmstadt.
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Der Ausschluss von Schank- und Speisewirtschaften im gesamten Plangebiet ist erfor-
derlich, weil die zu erwartende Larmbelastung durch diese Nutzungsarten insbesonde-
re im Nachtzeitraum zu Konflikten mit der geplanten und vorhandenen Wohnnutzung
fuhren kdnnten. Gleichzeitig sind im Plangebiet nicht gentigend Stellplatze vorhanden,
um dem erhéhten Parkraumbedarf Rechnung zu tragen.

Die nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulassigen, der Versorgung des Gebiets
dienenden Laden und nichtstérenden Handwerksbetriebe im WA2-Gebiet werden aus-
geschlossen, weil sie sich aufgrund ihrer Kundenfrequenz und ihrer Standortanspriiche
nicht in kleinrdumige Einfamilienhausgebiete integrieren lassen.

2 Mal der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i. V. m. §§ 16 bis 21a BauNVO)

Das Mal? der baulichen Nutzung wird durch die Grundflachenzahl (GRZ), die Grundfla-
che (GR), die Geschossflachenzahl (GFZ), die Zahl der Vollgeschosse (Z), und die H6-
he baulicher Anlagen (Gebaudehdhe (GH max)) bestimmt.

2.1 Grundflachenzahl (GRZ) und Grundfléache (GR)

Das Plangebiet gliedert sich insgesamt in drei Teilbereiche (WA1 bis WA3) auf, die sich
jeweils im Maf3 der baulichen Nutzung unterscheiden. Zu differenzieren ist zwischen
Mehrfamilien- und Einfamilienhaustypologien in aufgelockerter Form. Insgesamt ent-
steht dadurch ein hoher Freiflachenanteil bei einer moderaten, dem Umfeld entspre-
chenden baulichen Dichte (GRZ < 0,25-0,30). Aus stadtebaulichen Griinden wird im
WA1-Gebiet die Grundflache je Baufeld auf 280 m? festgelegt. Die baufensterbezogene
Festsetzung der Grundflache ist im Zusammenhang mit der Festsetzung der Baugren-
zen in diesem Gebiet zu sehen. Beide Festsetzungen dienen der Verwirklichung des
stadtebaulichen Entwicklungskonzepts13, das in diesem Bereich eine linear versetzte
Anordnung von Punkthausern vorsieht. Gleichzeitig ermdglicht diese Festsetzungs-
kombination ein erforderliches Mal} an Flexibilitat fiir die spatere Objektplanung in Be-
zug auf Grundrissgestaltung und Abstimmung des Stitzenrasters mit der Tiefgarage.
Zusatzlich verhindert sie eine unerwinschte Konzentration der stadtebaulichen Dichte
innerhalb einzelner Baufenster und wirkt sich positiv auf die Durchliftung des Plange-
biets aus.

Innerhalb der WA-Gebiete wird im Bebauungsplan fur Grundflachen von Nebenanla-
gen, Tiefgaragen sowie fiir Stellplatze und Garagen Uberschreitungen zugelassen, die
uber den in der BauNVO formulierten Standardwert von 50 % hinausgehen.

Die zusétzlichen Uberschreitungsméglichkeiten sind erforderlich, um die im stadtebau-
lichen Konzept angestrebte flachensparende Bauweise umzusetzen. Sie werden nach
Erfordernis fir die verschiedenen WA-Gebiete differenziert festgesetzt. Insgesamt ist

13 vgl.: Beschluss Nr. 0393 der Stadtverordnetenversammlung Wiesbaden vom 02.10.2014.
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der maximal zuldssige Anteil an versiegelten Flachen im Baugebiet vergleichsweise
gering: Vollversiegelt 22 % (ohne die Berucksichtigung der bestehenden Verkehrsfla-
chen Am Parkfeld und Albert-Schweitzer-Allee) und teilversiegelt 34 %. Hier sei auch
auf den Interessensausgleich zwischen den Dichtanforderungen des Regionalplans,
die Anforderungen zum Bodenschutz aus dem Regierungsprasidium, den lufthygieni-
schen und klimatischen Anforderungen sowie die Nachbarbelange hingewiesen, zu
dem der vorliegende Bebauungsplan Kompromisse vorsieht und das stadtebauliche
Ziel der Rahmenplanung dennoch umsetzen kann.

2.2 Geschossflache (GF) und Geschossflachenzahl (GFZ)
(§ 16 Abs. 2 BauNVO, § 20 BauNVO)

Die im WA2-Gebiet und WA3-Gebiet zwischen 0,8 und 0,9 festgesetzte Geschossfla-
chenzahl orientiert sich an der umliegenden Bebauung (GFZ 0,75 bis 1,0). Dabei sind
Wohnraume in Nicht-Vollgeschossen, abweichend von den Regelbestimmungen der
BauNVO, einschlie8lich der zu ihnen gehdrenden Treppenraume und einschliel3lich
ihrer Umfassungswéande einzubeziehen. Diese Festsetzung wurde aus den umliegen-
den Bebauungsplénen tbernommen, um eine vergleichbare stadtebauliche Dichte zu
erreichen.

Bei der westlichen WA1-Teilflache werden die Giberbaubaren Grundstlicksflachen ge-
baudebezogen bestimmt, ausgehend von einem moglichen Grundriss von

16,75 x 16,75 m. Daraus errechnet sich eine Grundflache von gerundet maximal

280 m?, die flr jedes einzelne Baufenster festgesetzt wird. Entsprechend den jeweils
zuldssigen vier beziehungsweise flinf Geschossen ergibt sich eine Geschossflache von
1.120 m? bis 1.400 m? je Baufenster.

2.3 Héhe baulicher Anlagen (GH)
(§ 18 Abs. 1 BauNVO, § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)

Das Plangebiet ist durch ein nahezu ebenes Gelande gekennzeichnet. Die Hohendiffe-
renz von der westlich gelegenen Albert-Schweitzer-Allee bis zur im Osten liegenden
Stralde ,Am Parkfeld* betragt auf einer Lange von mehr als 350 Metern lediglich knapp
Uber zwei Meter, woraus sich eine durchschnittliche Neigung des Gelédndes von 0,66
Prozent ergibt.

Die Hohe baulicher Anlagen ist in der Planzeichnung als Héchstmal} in Metern in den
Uberbaubaren Grundstiicksflachen eingetragen. Als Bezugspunkt flir die Festsetzung
zur Gebaudehdhe gilt die Oberkante der 6ffentlichen StralRenverkehrsflache an der
Stralienbegrenzungslinie, senkrecht gemessen auf der Mitte der nachstliegenden Ge-
badudewand. Die nachfolgende Abbildung veranschaulicht die Berechnung der Gebau-
dehdhen.
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Schematische Darstellung zur H6henermittlung
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Durch die eindeutige Festlegung der Gebaudehdhe kann flir das gesamte Plangebiet
die erwiinschte Héhenstaffelung der Gebaude erreicht werden. Es wird sichergestellt,
dass sich das neue Wohnquartier in die Umgebung eingliedert (vgl. 2.4 Zahl der Voll-
geschosse). Im Plangebiet sind ausschlieBlich Flachdacher zulassig, weshalb die Fest-
legung eines Hohenmales (GH max) fir die jeweiligen Baufelder ausreichend ist.

Um die Errichtung von Anlagen zur Nutzung regenerativer Energien zu férdern, darf die
festgesetzte Gebaudehdhe durch Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie um
bis zu 2,0 m Uberschritten werden.

Im WA1-Gebiet ist es zudem zuldssig, soweit technische Griinde es erfordern, die fest-
gesetzte Gebaudehobhe durch andere technische Aufbauten, wie Aufzugsiberfahrten,
um 1,0 m zu Gberschreiten.

Zur Vermeidung méglicher Beeintrachtigungen miissen die betreffenden Bauteile all-
seitig einen Abstand zur darunterliegenden Gebaudeaullenwand aufweisen, der min-
destens ihrer tatsachlichen Hohe entspricht. Zusatzlich sind technische Aufbauten, die
nicht der Nutzung solarer Strahlungsenergie dienen, in ihrer horizontalen Ausdehnung
auf maximal 10 m? begrenzt.
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24 Zahl der Vollgeschosse

Als Vollgeschosse gelten Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollge-
schosse sind oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Im WA1-Gebiet orientiert sich die zulassige Zahl der Vollgeschosse ebenso wie die
Gebaudehohe an der umliegenden Bebauung. Folgende gebietstypische Gebaudehd-
hen und Geschossigkeiten sind in der Umgebung anzutreffen: Elsa-Brandstrom-
Stralde 8-24 (IV Vollgeschosse, Héhen zwischen ca. 10 m und 14,3 m), Nansenstrale
5-11 (lll Vollgeschosse; Hohe ca. 9,5 m), Nansenstralde 13-21 (Il Vollgeschosse; Hohe
ca. 6,5 m). Fur die genannten Bestandsgebaude lasst der bestehende Bebauungsplan
Biebrich 1970/1, ,Parkfeld 1. Anderung® noch die Ergénzung eines weiteren Nicht-
Vollgeschosses zu.

Entsprechend ist auch die Zahl der Vollgeschosse der flinf Baufelder differenziert ge-
regelt. Fir die drei westlich gelegenen Gebaude betragt sie 5 Vollgeschosse (Gebau-
dehdhe maximal 15,5 m). Die Zulassigkeit fur die tUbrigen beiden Gebaude im Osten
wird um ein Vollgeschoss auf 4 Vollgeschosse reduziert, bei einer maximalen Gebau-
dehohe von 12,5 m. Dadurch lasst sich erreichen, dass der Gebaudeabstand zu den
Sidfassaden der Reihenhauser noérdlich des WA1-Gebiets immer mehr als das Dop-
pelte der maximal zuldssigen Gebdudehdhe betragt.

Die Mdglichkeit, die Mehrzahl der Wohnungen im WA1-Gebiet in flinf geschossigen
Gebauden zu realisieren, erlaubt die wirtschaftliche Errichtung einer intensiv begrlinten
Tiefgarage. Durch die Organisation des Anwohnerparkens in unterirdischen Stellplat-
zen wird der Grinflachenanteil erhéht, was neben 6kologischen Wirkungen nicht zu-
letzt das Stadtbild positiv beeinflusst.

Erganzende landesrechtliche Festsetzungen greifen das Thema des letzten Oberge-
schosses in diesem Gebiet auf und treffen Festlegungen zur Ausgestaltung und stad-
tebaulichen Wahrnehmung des funften Obergeschosses, um mégliche negative Effekte
zu vermeiden.

Im zentral gelegenen WA2-Gebiet wird der Bezug zur Umgebung aufgegriffen. Im di-
rekten Umfeld befinden sich neben bis zu viergeschossigen Mehrfamilienhauszeilen
vor allem zweigeschossige Reihenhduser im Bereich der Nansenstrale13-47. Die Ge-
schossigkeit wird daher im WA2-Gebiet auf maximal zwei Vollgeschosse festgesetzt.
Gemeinsam mit den Ubrigen Festsetzungen zum Mal} der baulichen Nutzung gewahr-
leistet die Begrenzung der Hohe in diesem Bereich eine glinstige Be- und Durchliftung
des Gebiets.

Das WA 3-Gebiet, in dem maximal drei Vollgeschosse ohne weitere Staffelgeschosse
zulassig sind, ist ebenfalls durch eine dhnliche Gebaudestruktur im Umfeld gepragt

(z. B. Elsa-Brandstrom-Stral’e 38-42 (IV Vollgeschosse), Hohe ca. 13 m, Nansenstralie
49 bis 53 (lll Vollgeschosse), Hohe ca. 10 m).
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Die Auswirkungen der Gebaudeho6hen auf die bestehende Bebauung und die Freibe-
reiche werden in einer Verschattungsstudie untersucht.14 Daraus resultierend wurde
die Gebaudestellung im WA1-Gebiet so verandert, dass die Gebaude zum einen weiter
von der ndrdlichen Bebauung abriicken und zum anderen die Lage verandert wurde.
Die Abstande zu den AuRenwanden der bestehenden Wohngebaude betragen somit
ca. 26 m bis 34 m. Zuséatzlich wird, wie bereits oben beschrieben, die Geschossigkeit
der beiden 6stlichen Punkthduser von flinf auf vier reduziert, um die Auswirkungen der
Verschattung der angrenzenden Nachbargebaude und -grundstlicke weiter zu vermin-
dern. Ein Abstand zwischen Wohngebauden, der mehr als das Doppelte des héchsten
Gebaudes betragt (hier mehr als GH 12,5 m * 2 = 25 m), steht fur gute Belichtungs- und
Besonnungsverhaltnisse.

3 Bauweise, Uberbaubare Grundstiicksflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22 und 23 BauNVO)

3.1 Bauweise

Die in den zeichnerischen Festsetzungen grof3ziigig dimensionierten Baufelder erfor-
dern eine Begrenzung der Gebaudelange, die unterhalb der Begrenzung auf 50 m bei
der offenen Bauweise nach § 22 Abs. 2 BauNVO liegt. Daher wird im Bebauungsplan
fur das gesamte Plangebiet eine abweichende Bauweise nach § 22 Abs. 4 BauNVO
festgesetzt und die maximale Gebaudelange fiir Einzel- und Doppelhauser auf 177 m
begrenzt. Die Gebaudeldnge ist in diesem Kontext als die langere Seite des flachen-
kleinsten Rechtecks, welches die projizierte Fassadenlinie umfasst, definiert.

Diese Festsetzungskombination gewahrleistet einerseits eine hohe Gestaltungsfreiheit
bei der Anordnung der Geb&ude und verhindert gleichzeitig zu lange Geb&uderiegel,
die sich aus stadtebaulicher und klimadkologischer Sicht nachteilig auf das Plangebiet
und seine Umgebung auswirken wirden.

3.2 Gebaudeform

Die Festsetzungen des Bebauungsplans zu Gebaudeformen kniipfen direkt an das
stadtebauliche Rahmenkonzept an, das im westlichen WA1-Gebiet und 6stlichen WA3-
Gebiet ausschlieBlich eine Einzelhausbebauung vorsieht.

Im zentral gelegenen WA2-Gebiet sind neben Einzelhdusern auch Doppelhauser zu-
l&ssig. Eine Reihenhausbebauung wurde an dieser Stelle bewusst ausgeschlossen um
negative klimadkologische Folgewirkungen, die durch die Ausbildung langer Geb&ude-
riegel entstehen kdnnen zu vermeiden.

14 plan® D Ingenieure und LandschaftsArchitekten (Mérz 2016): Verschattungsstudie Parkfeld, Wiesba-
den.
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3.3 Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die Gberbaubaren Grundstlicksflachen bestehen aus zusammenhangenden, mit Bau-
grenzen umschlossenen Baufenstern. Mit Uberschreitungen fiir Balkone an jeweils
zwei Gebaudeseiten von bis zu 1,5 m und auf einer Lange bis zur Halfte der betreffen-
den Gebdudeaulienwand ergeben sich flexible Mdglichkeiten der Grundrissgestaltung;
zugleich bleibt die urspringliche Intention der Baugrenze erhalten.

Da die Abstandsflachen nach der hessischen Bauordnung prinzipiell unberiihrt bleiben,
ist von privaten Nachbargrenzen immer ein Abstand von mindestens 3 m einzuhalten.
Festsetzungen zum Mal der baulichen Nutzung und zur Bauweise schranken die sich
durch die Baugrenzen ergebende Gestaltungsfreiheit unter stadtebaulichen und stadt-
klimatischen Gesichtspunkten ein und begrenzen sie auf das gewiinschte Mal}, das
sich an dem stadtebaulichen Entwicklungskonzept1s orientiert.

4 Mindestmalie der Baugrundstiicke
(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

Die im WA2-Gebiet festgesetzten Mindestgré3en der Baugrundstiicke von 375 m? fir
Einzelhduser und von 250 m? fiir Doppelhaushélften, tragen zur Sicherstellung einer
entsprechenden Wohnqualitat bei.

5 Flachen fiir Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen und Tiefgaragen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12 und 14 BauNVO)

5.1 Nebenanlagen

Die Festsetzung zur Unterbringung von Abfallsammelanlagen innerhalb von Gebuden
oder in unterirdischen baulichen Anlagen ist erforderlich, um die Aufenthaltsqualitat im
Bereich des WA1-Gebiets zu sichern.

Um die Entwicklung eines mdglichst stérungsfreien Wohnumfelds zu ermdéglichen, sind
die Einrichtungen und der Betrieb von Anlagen fir die Kleintierhaltung innerhalb des
gesamten Plangebiets von der Zuldssigkeit ausgenommen.

5.2 Stellplatze und Garagen

Ziel des Bebauungsplans ist es, innerhalb des WA1-Gebiets die erforderlichen Stell-
platze in Tiefgaragen zu realisieren. Durch die festgesetzte Tiefgarage sind oberirdi-
sche Stellplatze oder Garagen nicht erforderlich. Entsprechend werden Stellplatze und
Garagen im Bebauungsplan fir diesen Bereich ausgeschlossen, um eine geordnete
stadtebauliche Entwicklung und ansprechende Gestaltung der Freianlagen zu gewahr-
leisten.

15 Beschluss Nr. 0393 der Stadtverordnetenversammlung Wiesbaden vom 02.10.2014.
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Im WA2-Gebiet werden aus den gleichen Uberlegungen heraus Garagen nur innerhalb
der Uberbaubaren Grundstiicksflache zugelassen. Fur vorgelagerte Stellplatze sind die
Flachen zwischen den Anliegerwegen und den iberbaubaren Grundstiicksflachen vor-
gesehen; die jeweils riickwartigen Grundstiicksflachen bzw. Garten sollen frei bleiben.
Aul3erdem bleiben die seitlichen Grundsticksflachen am nérdlichen Gebietsrand in
Richtung der Bestandsgrundstiicke an der Nansenstral3e frei, ebenso die Grundsticks-
flachen entlang der zentralen ErschlieBungsachse.

Im WA3-Gebiet sind Stellplatze und Tiefgaragen nur innerhalb der (iberbaubaren
Grundstticksflachen und der dafiir festgesetzten Flachen zuldssig, so dass auch hier
die Rand- und Zwischenbereiche sowie die Vorgarten von parkenden Fahrzeugen frei-
gehalten werden. Garagen sind aus den gleichen Erwagungen wie im WA2-Gebiet
ausschlief3lich innerhalb der Uberbaubaren Grundstucksflachen zulassig.

5.3 Tiefgaragen

Um eine geordnete Entwicklung der im WA1-Gebiet und WA3-Gebiet vorgesehenen
Tiefgaragen bauplanungsrechtlich zu steuern, ist ihre Zulassigkeit nur innerhalb der
daflir festgesetzten Flachen und innerhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflachen er-
laubt. Die Begrenzung auf eine gemeinsame Ein- und Ausfahrt je Baugrundsttck tragt
dazu bei, die Zahl der Ein- und Ausfahrten von den privaten Grundstticksflachen zur
offentlichen Verkehrsflache auf das notwendige Mindestmal} zu reduzieren.

6 Ver- und Entsorgungsleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

6.1 Energie- und Wasserversorgung

Die Anbindung an das Stromnetz erfolgt von der Trafostation in der Elsa-Brandstrém-
Stralle neben Haus Nr. 26. Der Anschluss wird aul3erhalb 6ffentlicher Verkehrsflachen
Uber Leitungsrechte gesichert. Das Plangebiet befindet sich innerhalb des bebauten
Bereichs. Die Wasserversorgung des Gebiets kann durch Anschluss an das bestehen-
de Versorgungsnetz von der Albert-Schweitzer-Allee erfolgen. Zur Sicherstellung der
Energie- und Wasserversorgung wird ein gesonderter Schutzstreifen im siidlichen Be-
reich des WA1-Gebiets festgesetzt. Durch den Schutzstreifen wird sichergestellt, dass
entlang der Versorgungsleitungen keine baulichen Anlagen errichtet werden und An-
pflanzungen, insbesondere von tiefwurzelnden Baumen und Strauchern, generell unzu-
I&ssig sind. Gleichzeitig gewahrleistet der Schutzstreifen einen ausreichenden
Mandvrier- und Arbeitsraum im Fall von Wartungs- und Reparaturarbeiten.
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6.2 Entsorgungsleitungen, Schutzstreifen

Im stdlichen Abschnitt des Plangebiets im Bereich der festgesetzten Grinflache mit
der Zweckbestimmung Anlagenweg verlauft ein Hauptabwasserkanal. Um die Gefahr
des Eindringens von Wurzeln und die damit einhergehende Beschadigung des Abwas-
serkanals zu minimieren und um die Zuganglichkeit flir die stadtischen Ver- und Ent-
sorgungsbetriebe zu sichern, ist die Festsetzung eines drei Meter breiten
Schutzstreifens beiderseits der Kanalachse erforderlich. Ebenso wie bei den Versor-
gungsleitungen gewahrleistet der Schutzstreifen, dass entlang des Abwasserkanals
keine baulichen Anlagen errichtet werden und Anpflanzungen, insbesondere von tief-
wurzelnden B&dumen und Strduchern, generell unzuldssig sind. Gleichzeitig wird ein
ausreichender Mandvrier- und Arbeitsraum im Fall von Wartungs- und Reparaturarbei-
ten sichergestellt. Da der Hauptsammler dicht entlang der Plangebietsgrenze verlauft,
kann der Schutzstreifen nur einseitig auf die erforderlichen drei Meter seitlich der Ka-
nalachse festgesetzt werden, so dass innerhalb des Plangebiets effektiv nur ein 4,7 bis
4.9 m breiter Schutzstreifen entsteht.

Im 6stlichen Teil verlauft der Hauptsammler unterhalb der sechs Meter breiten Er-
schlieBungsstralie des Gebiets. Insgesamt wird durch die festgesetzte, éffentliche Ver-
kehrsflache ein ebenso breiter Schutzstreifen flir den Kanal sichergestellt. Die
Kanalachse verlauft in diesem Bereich jedoch nicht exakt parallel in der Mitte der Ver-
kehrsflache. Dadurch ergibt sich in diesem, etwa 50 m langen Abschnitt, eine geringfi-
gige Unterschreitung des im Regelfall 3 m breiten Sicherheitsabstands zur Kanalachse.
Dabei handelt es sich um eine Verschiebung von ca. 95 cm am 6Ostlichen Beginn der
offentlichen Grinflache mit der Zweckbestimmung Anlagenweg, die sich bis zur Stralte
am Parkfeld auf 50 cm Unterschreitung verringert.

Insgesamt stellt die beschriebene Situation eine deutliche Verbesserung gegentber
dem Ausgangszustand dar. Das bestehende Leitungsrecht des derzeit rechtskraftigen
Bebauungsplans ,Parkfeld - 1. Anderung*“ im Ortsbezirk Biebrich wird signifikant erwei-
tert. Gleichzeitig minimiert die Festsetzung als Anlagenweg den Herstellungs- und Un-
terhaltsaufwand fiir die stadtischen Entsorgungsbetriebe, da der Kanal nicht durch
versiegelte Verkehrsflachen Gberdeckt wird und leicht zugénglich ist.

Eine Ausweitung des Schutzstreifens auf drei Meter nach Siiden Uber das Plangebiet
hinaus, wirde einen deutlichen Eingriff in die Eigentumsrechte der angrenzenden
Grundstuckseigentiimer mit sich bringen.

Zur Gewabhrleistung eines ausreichenden Rangier- und Arbeitsraums fir die stadti-
schen Ver- und Entsorgungsbetriebe (ELW) wird die Festsetzung des Schutzstreifens
durch ein Verbot einer Einfriedung der privaten Grundstiicksgrenze im WA-1Gebiet
entlang des Schutzstreifens erganzt.

Eine orthogonale Querung des Kanals an einer Stelle mit einer Versorgungsleitung ist
erforderlich, um das Wohngebiet wirtschaftlich an die Stromversorgung anschlielRen zu
kénnen. Zur besonderen Kennzeichnung ist der Bereich auch innerhalb der 6ffentlichen
Grunflache im Bebauungsplan mit einem eigenstandigen Leitungsrecht festgesetzt.
Vereinzelte Uberschneidungen ergeben sich bei der leitungsgebundenen Infrastruktur
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regelmafig. Wichtig ist, dass jeweils die vertikalen Mindestabstande eingehalten wer-
den. Diese Voraussetzung ist aufgrund des im Kreuzungsbereich tief verlegten Be-
standskanals gegeben. Die Abstandsregelungen gegenliber Versorgungsanlagen der
ESWE Versorgungs AG und der Stadtwerke Wiesbaden Netz GmbH kénnen ohne wei-
teres eingehalten werden.

Insgesamt wird den Erfordernissen des Betriebs und des Schutzes der Hauptabwas-
serleitung soweit wie moglich Rechnung getragen.

6.3 Sonstige leitungsgebundene Infrastruktur

Infolge der siedlungsraumlichen Lage des Baugebiets ist davon auszugehen, dass die
Ver- und Entsorgung mit allen nicht zuvor genannten Medien (z. B. Telekom-
munikation) problemlos gewahrleistet werden kann. Eine textliche Festsetzung zur
Fuhrung der Ver- und Entsorgungsleitungen stellt sicher, dass diese Leitungen unter-
irdisch verlegt werden mussen; Freileitungen kommen im Siedlungsraum nicht in Be-
tracht.

7 Flachen fir die Wasserwirtschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Um negative Auswirkungen auf den lokalen Grundwasserhaushalt zu verringern, wird
das anfallende Niederschlagswasser des westlichen Teils der Verkehrsflache mit be-
sonderer Zweckbestimmung Uber eine Retentionsmulde mit Anschluss an den angren-
zenden Mischwassersammler zum Teil vor Ort versickert und verzdgert in die
Kanalisation eingeleitet. Die dafur vorgesehene Flache befindet sich im sidlichen Be-
reich der Wendeanlage und ist in der Planzeichnung als Randsignatur flr Flachen fur
die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses
gekennzeichnet. Dabei handelt es sich um eine 6ffentliche Flache. Da sie tiberwiegend
der Regenwasserbewirtschaftung des anfallenden Niederschlagswassers der 6ffentli-
chen Verkehrsflache dient, ist sie funktional dieser zuzuordnen.

Die Entwasserung des 6stlichen Teilbereichs der Verkehrsflachen mit besonderer
Zweckbestimmung und der beiden Ubrigen privaten ErschlieBungswege des WA2-
Gebiets erfolgt durch einen direkten Anschluss an den im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans verlaufenden Mischwassersammler.
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8 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Innerhalb des Plangebiets sind mehrere Flachen mit einem Geh-, Fahr- und Leitungs-
recht belegt.

Im WA2-Gebiet wird auf den privaten Grundstlicksflachen an drei Stellen Geh-, Fahr-
und Leitungsrecht festgesetzt. Sie sind sowohl zur verkehrlichen als auch zur leitungs-
gebundenen ErschlieBung der geplanten Gebaude in diesem Bereich erforderlich.

Die in den textlichen Festsetzungen formulierte Méglichkeit der Verschiebung der
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte um bis zu drei Meter gewahrleistet einen gegebenen-
falls notwendigen Spielraum, der durch technische oder sonstige Griinde, zum Beispiel
bei dem Ausbau der Verkehrsflachen oder bei der Aufteilung der Baugrundstiicke, er-
forderlich werden kann.

9 MaBnahmen und Flachen fir Ma3nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft;
Anpflanzen und Erhalten von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzun-
gen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 a), b) BauGB)

9.1 Ziele und Rahmenbedingungen der Pflanz- und Entwicklungsmaf3nahmen

Die im Bebauungsplan getroffenen griinordnerischen Festsetzungen zielen auf den
Schutz und den Erhalt der Gehdlzstrukturen (Festsetzungen von Einzelbdumen und
von Flachen mit Bindungen fir Bepflanzungen) sowie auf eine hinsichtlich des Stadt-
bilds, des Arten- und Biotopschutzes und der klimadkologischen Funktion erforderli-
chen Durchgriinung des Gebiets ab. Gleichzeitig bilden die Flachen zum Erhalt und
zum Anpflanzen wichtige Pufferzonen zwischen den bestehenden und zukiinftigen
Grundstiicksnutzungen, insbesondere zur Bebauung an der Nansenstraflte. Um den
unterschiedlichen Qualitaten und Bedingungen der Freiflachen gerecht zu werden,
wurden bei den Festsetzungen zur Bepflanzung differenzierte Aussagen getroffen.
Damit werden die neu zu pflanzenden Baume und Geholzgruppen den verbleibenden
Bestand erganzen und unter Bertcksichtigung der neuen Bebauung das Erschei-
nungsbild eines durchgrinten innerstadtischen Wohnquartiers unterstitzen. Aus stadt-
gestalterischen Griinden und zur Sicherstellung des Griinvolumens werden die Anzahl
und die Qualitat der auf dem Grundstlick zu pflanzenden Baume textlich und teilweise
zeichnerisch festgesetzt.

9.2 Fléachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und Hecken

Im Ubergangsbereich zu den Bestandsgrundstiicken an der NansenstralRe ist vorgese-
hen, Baume und Straucher in lockerer, gruppenhafter Anordnung zu setzen. Damit
I&sst sich eine attraktive Gestaltung erreichen, die Akzente setzt und Durchblicke er-
laubt. Eine riegelférmige Trennung der Gartenflachen ist nicht gewlnscht.
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Entlang der Griinflache mit der Zweckbestimmung Anlagenweg soll ebenfalls eine ab-
wechslungsreiche, wegebegleitende Griinstruktur entstehen. Die Bestandsbaume kén-
nen integriert und durch neue Baume und Straucher erganzt werden. Aus
klimadkologischen Griinden sollen die ausgewachsenen Bdume einen Mindestabstand
untereinander von einer Baumkrone haben, damit die Durchliiftung des Gebiets ge-
wahrleistet bleibt. Im WA2-Gebiet sind aullerdem Hecken zuldssig, weil die geringe
Tiefe der angrenzenden Baugrundstiicke eine gewisse Privatsphare verlangt.

Die Festsetzung zum Anpflanzen von Baumen auf den privaten Grundstlicksflachen
unterstitzt die gestalterischen und klimadkologischen Zielsetzungen des Bebauungs-
plans.

Oberirdische Stellplatze sind durch grof3kronige Laubbdume einzufassen, wobei fiir je
funf Stellplatze ein Baum anzusetzen ist. Die Gliederung der Stellplatzflachen wirkt sich
positiv auf das Stadtbild aus.

9.3 Erhalten von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Verschiedene vorhandene Baume sind von hohem stadtebaulichen bzw. stadtgestalte-
rischen Wert flr die Gebietsqualitat. Deshalb wurde im Rahmen der Erstellung des
Grinordnungsplans eine erneute vollstdndige Bestandsaufnahme samtlicher Baume
durchgefuhrt. Auf diesen Grundlagen sind die Festsetzungen zur Erhaltung im Sinne
des § 9 Abs. 1 Nr. 25 b) BauGB getroffen worden.

Kdénnen festgesetzte Baume im Einzelfall nicht erhalten werden, stellt der Bebauungs-
plan definierte Anforderungen an die Qualitat der Ersatzpflanzungen. Der Ausgleich der
Ersatzpflanzungen ist wertgleich vorzunehmen.

Die Vorschriften zum Erhalten von Baumen erganzen die vorgenannten Qualitatsanfor-
derungen und regeln weitere Einzelheiten. Uber die zeichnerisch festgesetzten Baume
hinaus sind nach der gultigen Baumschutzsatzung alle ibrigen Laubbdume und Nadel-
baume dauerhaft zu erhalten und zu pflegen, die einen Stammumfang von 80 cm (bei
Laubbdumen) und 100 cm (bei Nadelbdumen) aufweisen. Die Anrechenbarkeit von
Bestandsbaumen auf die Festsetzungen zum Neupflanzen von Baumen bezieht sich
auf das jeweilige Grundstick.

94 Begriinung von Tiefgaragen

Tiefgaragen und andere bauliche Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache sind mit
einer Vegetationstragschicht fur eine intensive Begriinung zu iberdecken und zu be-
griinen, um Uberwarmungstendenzen vorzubeugen und zu einer allgemeinen Verbes-
serung der bioklimatischen Verhaltnisse innerhalb des Plangebiets beizutragen. Die
Uberdeckung muss mindestens 80 cm betragen, um das Anpflanzen und den Wuchs
von Bdumen zu ermdglichen.

Durch diese Festsetzung wird der Grunflachenanteil im Plangebiet erhdht und die Ver-
wirklichung eines qualitativ hochwertigen Wohnumfeldes fir die Anwohner im Gebiet
erleichtert.
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9.5 Fassadenbegriinung

Geschlossene und fensterlose Fassadenflachen mit einer zusammenhangenden Gro-
Re von liber 100 m? sind zu begriinen, um einer Uberwérmung und den damit verbun-
denen bioklimatischen ungunstigen Effekten entgegenzuwirken. Die flachige
Fassadenbegriinung tragt als Schadstofffilter zur Lufthygiene bei. Daher ist je angefan-
gene zwei Meter horizontaler Wandlange mindestens eine Kletterpflanze gemaf Arten-
liste zu pflanzen. Vdgeln und Kleintieren bieten begriinte Wande Riickzugs- und
Nahrungsangebote. Neben den 6kologischen Effekten wirkt sich die Fassadenbegri-
nung auch positiv auf das optische Erscheinungsbild von Baukérpern aus, da grof3fla-
chige unstrukturierte Fassadenfladchen vermieden werden.

9.6 Dachbegriinung

Aufgrund der kleinklimatisch ausgleichenden Funktion sind Dachflachen von Gebduden
extensiv zu begriinen. Dachbegriinungen verringern baubedingte Aufheizungseffekte.
Die Festsetzung einer Mindeststarke der Vegetationstragschicht von mehr als 10 cm
tragt signifikant zur Riickhaltung von Niederschlagswasser bei und kann gerade bei
Starkregenereignissen Abflussspitzen reduzieren. Zuséatzlich bieten sie, als vom Men-
schen geschaffene Sekundarbiotope, einen Lebensraum fir Tiere und Pflanzen, und
wirken sich zudem positiv auf das Landschaftsbild aus. Die Festsetzung erfasst grund-
satzlich alle Dachflachen, auch die von Garagen. Ausnahmen bestehen nur flir not-
wendige Aufbauten, z. B. eine Aufzugsuberfahrt. Soweit Anlagen zur Nutzung der
Solarenergie zum Einsatz kommen, sind diese in Kombination mit Dachbegriinung zu
errichten.

9.7 Befestigte Freiflachen

Wege die nicht mit Kraftfahrzeugen befahren werden kénnen sind entweder so herzu-
stellen, dass Niederschlagswasser auf der Flache versickern (z. B. Schotterrasen,
Pflaster mit Rasen- oder Splittfugen), oder mindestens Uber ein seitliches Gefalle in
angrenzende Freiflachen ablaufen kann. Damit wird die ortsgebundene Ableitung und
Ruckhaltung des Niederschlagswassers gewahrleistet.

Die Beschrankung der GrofRe ebenerdiger, versiegelter Terrassen fir Wohneinheiten
mit ebenerdigen Aufenthaltsraumen auf maximal 20 m? tragt dazu bei, die Versiegelung
im Plangebiet auf ein vertragliches Mal} zu begrenzen.

9.8 Befestigung der Stellplatze und der Zufahrten

Aufgrund der unguinstigen Standortbedingungen ist eine gezielte, vollstdndige Regen-
wasserversickerung in Versickerungsanlagen im Plangebiet nicht mdglich. Die Festset-
zung ebenerdiger Stellplatze sowie deren Zufahrten mit wasserdurchlassigen
Materialien zu befestigen stellt sicher, dass zumindest eine breitflachige Versickerung
auf den daflr geeigneten Flachen erfolgt. Damit einher geht eine Reduzierung der Bo-
denversiegelung auf das notwendige Mal}, wodurch auch die Entwicklung eines glins-
tigen Eigenklimas im Plangebiet aus stadtkologischer Sicht unterstitzt wird.
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9.9 Insektenfreundliche Auf3enbeleuchtung

Fir fliegende, nachtaktive Insekten werden starke nachtliche Lichtquellen zu einem
Problem, denn Licht spielt eine wesentliche Rolle fiir ihre Orientierung. Das stunden-
lange Umschwirren der Lichtquellen erfordert unnétig viel Energie; undichte Gehause
werden zu einer Falle. Deshalb stellt der Bebauungsplan besondere Anforderungen an
die technische Ausfiihrung der Au3enbeleuchtung (Lichtfarbe, Gehduse, Abstrahlung
nach unten).

9.10 Nisthilfen

Durch die geplante Bebauung und damit verbundene Baumfallungen entfallen potenzi-
elle Lebensstatten und Nahrungsraume fir Fledermause und europaische Vogelarten.
Mit der Schaffung von Fledermaussommerquartieren, Bruthéhlen und Nistkasten im
Plangebiet werden MalRnahmen getroffen, die auf den Erhalt und die Funktion der Le-
bensstatten gerichtet sind. Die im Bebauungsplan festgelegten Nistkasten sind aus
dem Artenschutzgutachten abgeleitet und nach Vogel- und Fledermauskésten differen-
ziert festgelegt. Explizit weist die Festsetzung darauf hin, dass die Anbringung der
Nistkasten mit der Unteren Naturschutzbehérde abzustimmen ist.

10 Fléachen oder MaRnahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB

Die Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung weist inklusive der Zusatzbewertung fiir das
Schutzgut Klima flir das Plangebiet ein Defizit von insgesamt 71.484 Wertpunkten auf,
die nicht innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ausgeglichen werden
kénnen. Zur Kompensation des Defizits wird eine Teilflache der anerkannten Okokon-
tomafRnahme mit der Bezeichnung OK-Car-001 ,Lebenswaldchen Barenherz*, Gemar-
kung Naurod, Flur 4, Flurstiick 66 (Teilflache) zugeordnet. Nahere Ausflihrungen und
die Einzelaufstellung fir die Ermittlung des Ausgleichsbedarfs kann der Tabelle im
Umweltbericht (IV Kapitel B 3.3 Eingriffs- / Ausgleichsbilanz) entnommen werden.

11 Verkehrsflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Die in Form einer Stichstralle ausgebildete HaupterschlieRungsstralte im Bebauungs-
plan wird durch die Festsetzung einer Verkehrsflache mit besonderer Zweckbestim-
mung als verkehrsberuhigter Bereich festgelegt. In dem von dieser Stral3e
erschlossenem Teil des Wohngebiets sind nur Einfamilien- oder Doppelhduser geplant
(ca. 24 Wohneinheiten), so dass der Schwerpunkt auf der Aufenthaltsfunktion und der
Verkehrssicherheit liegt. Zuséatzlich kdnnen so die verkehrsbedingten Gerausche wei-
test moglich gemindert werden. Der Fahrzeugverkehr soll hier eine untergeordnete Be-
deutung haben. Die Festsetzung von Bereichen ohne Zufahrt dient zusatzlich dazu das
Verkehrsaufkommen innerhalb der verkehrsberuhigten Erschlieungsstrafle zu mini-

Seite 24 von 70



Anlage 5 zur SV 17-V-61-0008

Begriindung zum Entwurf des Bebauungsplans ,Wohnen westlich des Schlossparks*

mieren, die Geschosswohnungsbaubereiche im Osten und Westen werden Uber die
bestehenden Stral3en erschlossen. Aufgrund der geschwungenen Verkehrsfihrung im
Einfahrtsbereich der ErschlieRungsstral’e zu der Stralte ,Am Parkfeld“ wiirden private
Zufahrten die Verkehrssicherheit an dieser Stelle negativ beeinflussen.

Die Ausweisung einer Verkehrsflache mit besonderer Zweckbestimmung , Verkehrsbe-
ruhigter Bereich® ist von § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB gedeckt. Diese Festsetzung orientiert
sich an den planerischen Zielen, die lber den § 42 Abs. 4a StVO und den in Hessen
dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften, genannt werden:

=  Nur einzelne Strallen als solche Verkehrsflachen ausweisen
*  Uberwiegende Aufenthaltsfunktion
= Untergeordnete Bedeutung des Fahrzeugverkehrs

= In dem weiteren baulichen Ausbau ist ein niveaugleicher Ausbau der gesamten
Strallenbreite vorgesehen, wie in der Ausfiihrungsplanung mit dem Tiefbau- und
Vermessungsamt abgestimmit.

Entlang der siidlichen Seite des Plangebiets ist die bereits bestehende Wegeverbin-
dung als Anlagenweg innerhalb einer 6ffentlichen Griinflache festgesetzt. Diese Fest-
setzung sichert den Erhalt der ful3laufigen Wegeverbindung von der Wohnnutzung des
Plangebiets und deren Nachbarschaft zum Schlosspark. Gleichzeitig gewahrleistet sie
einen stérungsarmen Zugang fur die stadtischen Ver- und Entsorgungsbetriebe zu der
unter dieser Flache gelegenen Hauptabwasserleitung.

Parkmdglichkeiten im 6ffentlichen StralRenraum befinden sich innerhalb des Plange-
biets ausschlieRlich im Bereich der Wendeanlage. Die Anzahl von 6 Stellplatzen in die-
sem Bereich wird als ausreichend angesehen, da davon ausgegangen werden kann,
dass im fuBlaufig nahegelegenen Teil der StralRe Am Parkfeld genitigend Besucher-
parkraum besteht. Diese Strale ist nur einseitig bebaut und bietet bereits heute auf der
Schlossparkseite durchgehend Stellplatze an. Besucher des WA1-Gebiets finden im
Umfeld der Albert-Schweitzer-Allee Parkmdglichkeiten.

B AUFNAHME VON AUF LANDESRECHT BERUHENDEN
REGELUNGEN IN DEN BEBAUUNGSPLAN
(§ 9 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) i. V. m. § 81 Abs. 3 Hessische Bauord-
nung (HBO) und § 37 Abs. 4 Hessisches Wassergesetz (HWG) i. V. m. § 55
Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG))

1 AuRere Gestaltung baulicher Anlagen
(§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO)
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1.1 Dachform und Dachneigung

In der unmittelbaren Nachbarschaft zum Plangebiet befinden sich fast ausschlief3lich
Gebaude mit Flachdachern. Um eine Anpassung der zukiinftigen Bebauung an seine
Umgebung sicherzustellen, ist in dem gesamten Plangebiet die Dachform ausschlief3-
lich auf Flachdacher beschrankt. Die Erlaubnis der Errichtung von Gebauden mit weite-
ren Dachformen wie beispielsweise Sattel- oder Walmdachern, wirde sich jedoch
nachteilig auf die stadtebauliche Qualitdt und das Erscheinungsbild der Siedlung aus-
wirken und steht im Gegensatz zu dem stadtebaulichen Entwicklungskonzept16.

1.2 Fassaden

Die Festsetzung im WA1-Gebiet die Fassaden der Dachgeschosse im Hinblick auf
Form und Materialitat vom tGbrigen Baukorper gestalterisch abzusetzen, zielt darauf ab
die in Teil Il A, Kapitel 2.2 zur Begrenzung der Geschossflache getroffene Festsetzung
zu unterstitzen und dadurch insgesamt eine gestaffelte Hohenwahrnehmung des Ge-
b&udes zu erreichen.

Aus gestalterischen Griinden und um einem gerade dem in Stadtgebieten zunehmend
sinkenden thermischen Komfort (Uberhitzung) entgegenzuwirken, werden nur helle
Fassadenfarben zugelassen. Hierfir wird fir die Oberflachen von Fassaden ein Albe-
dowert von mind. 30 % empfohlen. Damit I&sst sich ein spurbarer thermischer Riick-
strahleffekt von Warmestrahlung erzielen. Die Albedo (lateinisch albedo ,Weil3e®; v. lat.
albus ,weil}“) ist ein Mal} fiir das Rickstrahlvermégen (Reflexionsstrahlung) von diffus
reflektierenden, also nicht selbst leuchtenden Oberflachen.

1.3 Werbeanlagen

Um nachteilige Wirkungen auf die Wohnnutzung innerhalb des Plangebiets und auf
seine Nachbarschaft zu unterbinden und um eine, in der Gesamtwahrnehmung an-
sprechende, gestalterische Entwicklung des Plangebiets sicherzustellen, wird die Zu-
Iassigkeit von Werbeanlagen in eindeutiger Form geregelt.

Die Festsetzungen betreffen im Einzelnen die Grofie, die Lage und die Art der Beleuch-
tung bzw. selbst leuchtende Werbeanlagen. Sie dienen der Sicherstellung eines positi-
ven gestalterischen Gesamtbildes. Werbeanlagen mit dynamischem Licht sind aus
Grinden des Nachbarschaftsschutzes, der Verkehrssicherheit und aus gestalterischen
Aspekten heraus von der Zulassigkeit ausgenommen.

16 Beschluss Nr. 0393 der Stadtverordnetenversammlung Wiesbaden vom 02.10.2014.
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2 Einfriedungen
(§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO)

Die Regelungen zur Begrenzung der Hohe von Einfriedungen sind unter gestalteri-
schen und kriminalpraventiven Gesichtspunkten erforderlich. Die Unzulassigkeit von
Einfriedungen an Grundstlcksgrenzen im WA1-Gebiet entlang der Grianflache mit der
Zweckbestimmung Anlagenweg sichert gemeinsam mit der Festsetzung des Schutz-
streifens einen ausreichenden Arbeitsraum im Fall einer notwendigen Reparatur des
dort verlaufenden Hauptabwasserkanals. Aulerdem verbessert sich die Gestaltungs-
qualitat des Auldenraums, wenn es keine harte Zasur zwischen der begrinten
Wegeachse und den angrenzenden Freiflachen gibt.

Davon abweichend werden im WA2-Gebiet Einfriedungen zugelassen, weil die ohnehin
geringe Grundstickstiefe den Schutz der Privatsphare erméglichen muss. Allerdings
bleiben die Einfriedungen auf Hecken und hinterpflanzte Zaune beschrankt.

3 Grundstiicksfreiflachen
(§ 81 Abs. 1 Nr. 5 HBO)

3.1 Begriinung der Vorgarten

Aus stadtgestalterischen und aus stadtklimatischen Griinden sowie zur Steigerung der
Qualitat der Freiraume und der Aufenthaltsqualitat sind die Grundstiicksfreiflachen
gartnerisch anzulegen und zu erhalten. Aulerdem wird die Sicherung eines moglichst
grofRen Anteils zusammenhangender Vegetationsflachen angestrebt. Dies gilt entspre-
chend fiur Grundstticke an privaten ErschlieRungswegen. Die Gebaudevorflachen dir-
fen aus diesen Gruinden nicht als Arbeits- oder Lagerflachen benutzt werden und sind,
soweit sie nicht Zuwege oder Zufahrten sind, gartnerisch zu gestalten und zu unterhal-
ten.

3.2 Miill- und Abfallsammelanlagen

Zur Vermeidung der Beeintrachtigung des Strafenbilds sind Abfallbehalter entweder in
die Gebaude zu integrieren oder sofern sie au3erhalb aufgestellt werden sollen, mit
ortsfesten Anlagen oder mit immergriinen Pflanzen abzuschirmen.

4 Behandlung und Verwertung von Niederschlagswasser
(§ 37 Abs. 4 HWG i. V. m. § 55 Abs. 2 WHQ)

Die Forderung der Errichtung geeigneter Bewirtschaftungsanlagen fiir das Nieder-
schlagswasser oder alternativ dessen Versickerung stellen sicher, dass von privaten
Wohngrundstiicken kein Oberflachenwasser auf 6ffentliche oder private Verkehrsfla-
chen der Stichstrallen gelangt. Dies fuhrt zu einer Entlastung des 6ffentlichen Abwas-
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sernetzes. Zudem wirken diese Festsetzungen einer reduzierten Grundwasserbildung
und einem verstarkten Oberflachenabfluss entgegen.

C HINWEISE

1 Denkmalschutz

Weniger als 100 m sudlich der tiberplanten Flache wurden 1970 Siedlungsbefunde der
friihen Laténezeit sowie neuzeitliche Mauerreste angetroffen.

Zum Schutz potenzieller Bodendenkmalsubstanz besteht daher die Notwendigkeit in
Teilbereichen des Plangebiets baubegleitende Untersuchungen gemaf § 18 Denkmal-
schutzgesetz (HDSchG) durchzufiihren. Mit Ausnahme des WA1-Gebiets ist davon der
gesamte Bereich des Plangebiets betroffen. Innerhalb des WA1-Gebiets, welches deut-
lich weiter von den bereits bekannten Fundstellen entfernt ist, besteht weiterhin eine
Meldepflicht nach § 20 des Denkmalschutzgesetzes (HDSchG). Vorbereitende oder
baubegleitende Untersuchungen sind hier nicht erforderlich.

2 Brandschutz

Erganzend zu den in den Hinweisen dargestellten Belangen der Feuerwehr werden an
dieser Stelle folgende weitere Aspekte dargestellt:

=  Werden Gebaude mit einer Briistungshéhe der zum Anleitern vorgesehenen Fens-
ter oder Stellen von mehr als 8 Metern errichtet, dann ist der zweite Rettungsweg
aus den Nutzungseinheiten baulich sicherzustellen, sofern bei dem betreffenden
Objekt der Einsatz eines Hubrettungsfahrzeugs nicht in Betracht kommt (siehe
§ 13 Abs. 3 HBO). Soll der Rettungsweg Uber Leitern sichergestellt werden, sind
entsprechende Zu- und Durchfahrten zu den Gebauden sicherzustellen (Sonderfall
je nach Gebdude, im Krankenhaus i. d. R. nicht mdglich/zulassig). Es mussen Auf-
stellflachen fiir Hubrettungsfahrzeuge vorhanden sein, die jederzeit erreichbar und
erkennbar sind. Eventuell vorhandener oder zu pflanzender Bewuchs darf die An-
leiterbarkeit notwendiger Stellen an den Gebauden nicht beeintrachtigen.

= Bei Gebduden, die ganz oder in Teilen mehr als 50 m von einer 6ffentlichen Ver-
kehrsflache entfernt sind, sind Zu- oder Durchfahrten zu den vor und hinter den
Gebduden gelegenen Grundstlicksteilen herzustellen, sofern sie aus Griinden des
Feuerwehreinsatzes erforderlich sind. Soweit die Flachen nicht auf dem Grund-
stiick liegen, missen sie offentlich-rechtlich gesichert sein.

= Die Erreichbarkeit aller Gebdude im Plangebiet muss (ber die postalische Adresse
gewabhrleistet sein.
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= Hausnummern missen vom offentlichen Verkehrsraum lesbar sein. Es wird auf
die Ortssatzung der Landeshauptstadt Wiesbaden verwiesen.

3 Kampfmittel

Die Auswertung der beim Kampfmittelraumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat er-
geben, dass sich der Geltungsbereich des Bebauungsplans in einem Bombenabwurf-
gebiet befindet. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flachen muss
grundsatzlich ausgegangen werden. In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbe-
bauungen bereits bodengreifende Baumalinahmen bis zu einer Tiefe von mind. flinf
Metern durchgefiihrt wurden, sind keine KampfmittelrAummalinahmen notwendig.

Bei allen anderen Flachen ist eine systematische Uberpriifung vor Beginn der geplan-
ten Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf den Grundsttcksflachen erforder-
lich, auf denen bodeneingreifende Malinhahmen stattfinden.

Mit einer Luftbildauswertung wurde ein Verdachtspunkt ermittelt, der auf einen még-
licherweise noch vorhandenen Bombenblindgénger hinweist. Eine Uberpriifung des
Verdachtspunktes ist vor bodeneingreifenden Bauarbeiten erforderlich. Eine Uberprii-
fung des Verdachtspunktes ist auch dann erforderlich, wenn sich dieser aul3erhalb des
Baufeldes / Grundstlckes befindet und ein Sicherheitsabstand im Radius von 15 Me-
tern um den eingemessenen Verdachtspunkt nicht eingehalten werden kann.

4 Artenschutz

Die Hinweise zum Artenschutz beziehen sich vor allem auf Malihahmen, die vor und
wahrend der Ausfiihrung von Bauarbeiten zwingend einzuhalten sind. Zuséatzlich regeln
sie Mallnahmen die aulerhalb des Plangebiets zu erbringen sind.17

5 Bodenschutz

Fir den Geltungsbereich des Bebauungsplans liegen im Altflachenkataster des Umwel-
tamtes zwei Eintrage vor:

= Am Parkfeld o. Nr. (FI. 72, FISt. 4710): Lagerei/Schausteller
=  Am Parkfeld 4a (FI. 72, FISt. 5110 u. a.): Erwerbsgértnerei

Nach Uberpriifung der beiden Liegenschaften (Akten- und Luftbildrecherche, Ortsbe-
sichtigung) hat sich nur fur die Liegenschaft "Am Parkfeld 4a" ein Kontaminationsver-

17 Hinweis: Die CEF-MaBnahme (das Aufhdngen von 6 Nistkasten fiir den Gartenrotschwanz) wurde
bereits in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehdrde im Bereich des angrenzenden Schloss-
parks umgesetzt.
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dacht bestatigt. Laut Aktenlage wurden hier Gber einen langeren Zeitraum gréliere
Mengen an verschiedenen wassergefahrdenden Stoffen unsachgemal gelagert (u. a.
Heizol, Diesel, Hydraulikél, Motoren- und Altél). Dies fihrte Mitte bis Ende der achtzi-
ger Jahre zu einem Eingreifen der zustandigen Unteren Wasserbehdrde und des Re-
gierungsprasidiums Darmstadt. Anlagen wurden stillgelegt, zum Teil riickgebaut.

Zur Uberpriifung des Kontaminationsverdachts wurden im Dezember 2014 durch ein
beauftragtes Ingenieurbiiro orientierende umwelttechnische Untersuchungen auf dem
Gelande der ehemaligen Gartnerei durchgefiihrt. Die Ergebnisse sind im folgenden
Gutachten dokumentiert.18

Das umwelttechnische Gutachten beinhaltet jeweils die Dokumentation der Art, des
Umfangs und der Ergebnisse durchgeflihrter MalRnahmen und eine Bewertung festge-
stellter Befunde.

Ergebnisse:
1. Bodenbelastungen

Nach dem vorliegenden Gutachten und dem heutigen Sach- bzw. Kenntnisstand sind
alle ausgewiesenen Nutzungen realisierbar. Die erkannte Bodenbelastung (Mineral6l-
kohlenwasserstoffe) liegt nur punktuell vor und unterschreitet den hier anzuwendenden
Beurteilungswert fiir schadliche Bodenveranderungen deutlich. Ein negativer Einfluss
auf die geplante Nutzung liegt nicht vor.

2. Kennzeichnung von Flachen gem. § 9, Abs. 5 (3) BauGB

Eine Kennzeichnung von Flachen als erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belas-
tet ist nicht erforderlich. Bei untersuchten Flachen ohne eine Kennzeichnung nach § 9,
Abs. 5 (3) BauGB ist nicht automatisch auf eine Schadstofffreiheit des Untergrundes zu
schlielten; so kdnnen z. B. Schadstoffbelastungen vorliegen, die keinen weiteren Hand-
lungsbedarf im Sinne des Bodenschutz- und Altlastenrechts oder Wasserrechts auf-
weisen, aber abfallrechtlich von Bedeutung sind. Einzelheiten hierzu sind dem
vorliegenden Gutachten, das zur Abwagung und Bewertung der Flachen herangezogen
wurden, zu entnehmen.

Bei der Entsorgung von Erdaushub sind die geltenden abfallrechtlichen Bestimmungen
(Kreislaufwirtschaftsgesetz KrWG und Hessisches Ausflihrungsgesetz zum Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetz HAKA, jeweils glltige Fassung) vom Bauherren eigen-
verantwortlich einzuhalten. Weitere Informationen hierzu erteilt das
Regierungsprasidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umweltamt Wiesbaden,
als zustandige Abfallbehdrde.

Alle Beurteilungen basieren auf Erkenntnissen zum Zeitpunkt November 2016. In
nachgeschalteten Verfahren sind daher die aktuellen Sach- bzw. Bearbeitungsstande
zu prifen und auf die Einhaltung geltender Vorschriften zu achten.

18 CDM Smith (Marz 2016): Umwelttechnische Untersuchungen am Standort einer ehemaligen Gértne-
rei in Wiesbaden. Am Parkfeld. - Gutachten im Auftrag der Stadtentwicklungsgesellschaft Wiesbaden
mbH, 9 Seiten + Anlagen, Bingen.
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6 Klimaschutz

Die Verwendung moglichst heller Fassadenfarben hat einerseits den Zweck der Si-
cherstellung eines gestalterisch erwiinschten und aufeinander abgestimmten Erschei-
nungsbilds innerhalb des Wohngebiets. Gleichzeitig dient sie der Reduktion der
bioklimatischen Belastung im Nahbereich der Gebaude. Daher sind die Fassaden der
einzelnen Gebaude so zu gestalten, dass bezogen auf alle Fassadenflachen im Mittel
ein Albedowert (Grad der Reflexion) von mindestens 30 % erreicht wird.

7 Sonstige Hinweise

Die sonstigen Hinweise beinhalten wichtige Informationen zu Regelungen und Ver-
pflichtungen aufgrund anderer Rechtsvorschriften.

D PFLANZLISTE

Die detaillierte Pflanzliste verfolgt das Ziel fiir die verschiedenen Pflanzkategorien
(Laubbaume, Heister oder Straucher, Kletterpflanzen, sowie Pflanzen fiir eine extensi-
ve Dachbegriinung) standortgerechte, haufig auch heimische Arten zu etablieren. Die
Erganzung, dass es sich dabei um eine exemplarische Liste handelt und gleichwertige
Pflanzen ebenfalls zulassig sind, erlaubt den Eigentimern der Flachen zukinftig eine
ausreichende Flexibilitdt bei der Wahl der Pflanzenarten.
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0l AUSWIRKUNGEN DES BEBAUUNGSPLANS

1 Eigentumsverhaltnisse und bodenordnende MaRhahmen

Die Eigentumsverhaltnisse fur das Plangebiet stellen sich wie folgt zusammen: Circa
46 % der Flachen liegen im Eigentum der SEG Stadtentwicklungsgesellschaft Wiesba-
den mbH. Die Domanenverwaltung der Hessischen Landgesellschaft mbH besitzt etwa
14 %, der Nassauische Zentralstudienfonds Stiftung halt circa 12 % der Flachen im
Eigentum. Ungeféhr 19 % der Flachen befinden sich im Privateigentum von dritten Par-
teien, welche die Grundstlicke zum Teil im Bestand erhalten bzw. im eigenen Namen
entwickeln wollen. Bei rund 9 % der Flachen handelt es sich um bestehende, 6ffentli-
che Verkehrsflachen. Im Zuge der Umsetzung der Planung wird es voraussichtlich zu
einer Umlegung nach den Vorschriften des BauGB kommen.

2 Kosten, die der Gemeinde durch die vorgesehenen stadtebaulichen Mallnah-
men voraussichtlich entstehen

Der Vorhabentrager ibernimmt die durch die Aufstellung des Bebauungsplans entste-
henden Kosten. Die durch das Baugebiet entstehenden Kosten werden gem. § 11
BauGB in stadtebaulichen Vertragen geregelt. Die Landeshauptstadt Wiesbaden beab-
sichtigt die Ubertragung der BaugebietserschlieRung auf den Gebietsentwickler zu
dessen Kosten. Dazu soll ein Vertrag lber die Erschliefungsleistungen abgeschlossen
werden. Die Vereinbarung Uber die weiteren unmittelbar mit der Vorbereitung des Bau-
gebiets verbundenen sowie als Folge des Baugebiets entstehenden Kosten erfolgt
uber einen stadtebaulichen Vertrag.
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3

Statistische Angaben
Flachenkategorie Flache
Flache Plangebiet (BBL) 26.371 m2

Nettobauland

WA 1 (Punkthauser MFH)

WA 2 (Einzel-&Doppelh&user)
WA 3 Summe (Einzelhduser MFH)

> Nettobauland (NBL) 20.689 m2

offentliche Flachen
offentliche Grinflache (Anlagenweg)

StraBenverkehrsflache neu, verkehrsberuhigt

StralRenverkehrsflache Bestand (Am Parkfeld
und Albert-Schweitzer-Allee)

Parkplatze
> offentliche Flachen 5.682 m2
> Bruttobauland (BBL) 26.371 m2

6.790 m2
8.800 m2
5.099 m2

1.448 m2

1.727 m2

2.366 m2

141 m2

Flachenanteil

25,7%
33,4%
19,3%

78,5%

5,5%
6,5%

9,0%

0,5%
21,5%

100,0%
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\Y UMWELTBERICHT
A EINLEITUNG

1 Inhalt und wichtigste Ziele des Bauleitplans

Hier ist auf die Ausfiihrungen im Teil |l der vorliegenden Begriindung zu verweisen.
Anlass und Ziele der Planung werden dort in Abschnitt 1 erlautert.

2 Methodik und Kenntnisliicken

Inhalt und Ablauf der Priifmethoden

Die Umweltpriifung, die vollinhaltlich in die Bauleitplanung integriert ist, umfasst die
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der durch das Bauvorhaben hervorgerufenen
Auswirkungen auf die einzelnen, im Anschluss aufgefiihrten Schutzguter:

= Boden,
=  \Wasser,
= Luft/ Klima,

= Verschattung,

» Biotop- und Nutzungstypen,

= Tiere,

= Ortsbild,

= Mensch und seine Gesundheit,

»  Kultur- und Sachgliter (mit dem Teilkomplex Bodendenkmaler).

Betroffenheit und Schutzwiirdigkeit der Schutzgtiter werden mittels verschiedener Un-
tersuchungskriterien dargestellt und bewertet.

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal-argumentativ. Grundlage flir
die Bestandserfassung und -bewertung sind insbesondere Erhebungen im Untersu-
chungsgebiet, der Landschaftsplan der LH Wiesbaden, der Griinordnungsplan, sowie
verschiedene Fachgutachten. Diese sind in Teil | 4 ,Weitere Fachplanungen und Gut-
achten® aufgezahlt und beschrieben. Um Wiederholungen zu vermeiden werden sie an
dieser Stelle nicht noch einmal aufgeflihrt.

Fur die Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich wurde die Hessische Kompensations-
verordnung (KV) zugrunde gelegt.

Kenntnisliicken

Nach derzeitigem Kenntnisstand wurden alle erforderlichen Grundlagen und Informati-
onen in den Umweltbericht eingestellt.
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3 Festsetzungen des Bebauungsplans

Um Wiederholungen zu vermeiden, wird auf den Teil || der Begriindung verwiesen.
Dort werden die Festsetzungen des Bebauungsplans ausfihrlich erlautert.

4 In einschlagigen Fachgesetzen und Fachplanen festgelegte Ziele des Um-
weltschutzes

Im Folgenden werden die in einschlagigen Fachgesetzen und Fachplanen festgelegten
Ziele des Umweltschutzes, die fir den vorliegenden Bebauungsplan von Bedeutung
sind, dargelegt. Detaillierte Ausfiihrungen sind dem Griinordnungsplan zum Bebau-
ungsplan zu entnehmen.

41 Kommunale Plangrundlagen und Zielvorgaben

Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan 2010 der Stadt Wiesbaden wurde im November 2003 wirk-
sam und weist den 6stlichen Teil des Plangebiets (etwa 65 Prozent) als ,Wohnbaufla-
che mit hohem Griinanteil - Planung® und den westlichen Teil (etwa 35 Prozent) als
,@rinflache - Planung mit Dauerkleingarten® aus. Des Weiteren ist das Gebiet fast voll-
sténdig von ,Wohnbauflache mit hohem Grunanteil - Bestand® umgeben, lediglich im
Osten schlie3t sich mit dem Schlosspark die Festsetzung ,,Griinanlage z. T. mit Frei-
zeiteinrichtungen® an. Da sich die vorgesehenen Festsetzungen nur teilweise aus dem
Flachennutzungsplan entwickeln lassen, erfolgt im Parallelverfahren zur Aufstellung
des Bebauungsplans eine Anderung des Flachennutzungsplans.

Baumschutzsatzung

Bestandsbaume unterliegen der Baumschutzsatzung der LH Wiesbaden in der Fas-
sung vom 8. Februar 2007.

Klimaschutz

Zusatzlich zu den Vorgaben aus § 1 Abs. 6 Nr. 7 des Baugesetzbuchs wird gemaf dem
Beschluss des Ausschusses fir Umwelt, Energie und Sauberkeit Nr. 0069 vom
24.04.2012 der Magistrat der Landeshauptstadt Wiesbaden aufgefordert, kiinftig bei
allen Vorlagen zur Bauleitplanung die klimadkologischen Auswirkungen Uber das bis-
herige Mal} hinaus als eigenen Punkt detailliert darzulegen.

4.2 Schutzgebiete

Innerhalb des Planungsraumes befinden sich keine Schutzgebiete und geschiitzte Bio-
tope.
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Der 6stlich angrenzende Biebricher Schlosspark ist als Landschaftsschutzgebiet unter
Schutz gestellt.

Auswirkungen auf Schutzgebiete oder geschitzten Biotope sind durch die geplanten
Baumalnahmen nicht zu erwarten.

Der Planbereich liegt innerhalb der quantitativen Schutzzone B4 des festgesetzten
Heilquellenschutzgebiets (WSG-ID: 414-005) fiir die die staatlich anerkannten Heilquel-
len Kochbrunnen, Gro3e und Kleine Adlerquelle, Salmquelle, Schiitzenhofquelle und
Faulbrunnen der Landeshauptstadt Wiesbaden. Die Schutzgebietsverordnung vom

26. Juli 2016 (StAnz: 37/2016, S. 973 ff) ist zu beachten. Aus der Lage in der Schutz-
zone B 4 ergeben sich Einschrankungen. Die Verbote haben jedoch keine Auswirkun-
gen auf die Inhalte des vorliegenden Bebauungsplans, da sie sich auf Bergbau,
Sprengungen im Untergrund und auf Eingriffe im Untergrund unterhalb von 50 Metern
unter der Gelandeoberkante beziehen.

4.3 Immissionsschutz

Durch die Realisierung der Planung sind nur geringe Auswirkungen auf die Immissi-
onsschutzbelange zu erwarten. Dies betrifft die zuklnftige Wohnnutzung und ihre be-
stehende Umgebung. Aus Sicht des Schallschutzes besteht kein Erfordernis einer
vertiefenden Betrachtung.

44 Bodenbelastungen

Die gesetzlichen Anforderungen an das Projekt sind in Bezug auf schadliche Boden-
veranderungen begriindet durch das Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und die
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung.
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B BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER

UMWELTAUSWIRKUNGEN
1 Bestandsaufnahme, Prognose bei Durchfiihrung der Planung
1.1 Boden

1.1.1  Analyse

Nach der Geologischen Karte 5915 ,Wiesbaden® steht im ndheren Untersuchungsge-
biet in den oberen Schichten pleistozaner Loss an. Darunter folgen die quartaren Ter-
rassensedimente des Rheins und darunter die tertidren Schichten bestehend aus Ton,
Mergel und Kalken.

Die slidlichen Stadtteile Wiesbadens (darunter auch der Ortsteil Biebrich) gehéren re-
gionalgeologisch zum Nordrand des Mainzer Beckens. Dies ist ein tertidres Senkungs-
feld, das durch eine Ost-West verlaufende Verwerfung (Hunsriick-Taunus-Stérung)
vom Rheinischen Schiefergebirge getrennt ist. Das Senkungsfeld wurde im Laufe des
Tertidrs und Quartars mit marinen und brackischen Sedimenten aus verschiedenen
Meerestransgressionenl9 sowie mit fluviatilen Ablagerungen aus erodiertem Material
der Grabenschultern aufgefiillt. Durch Kalt- und Warmzeitwechsel bildeten sich in den
Fluss- und Bachtélern Terrassen aus Schlick, Schiuff, Sand und Kies. Diese Sedimente
werden haufig von LAR oder Flugsanden Uiberdeckt.

Im Dezember 2014 sind von der CDM Smith Consult GmbH aus Bingen im Plangebiet
umwelt- und geotechnische Untersuchungen durchgefiihrt worden20' 21, Im Rahmen
dieser Untersuchungen sind insgesamt 14 Kleinrammbohrungen (RKS) bis zu einer
Tiefe von 8,0 m unter Gelandeoberkante (GOK) abgeteuft worden. Aus den Bohrson-
den wurden 51 Bodenproben zur chemischen Analyse entnommen. Erganzend zu den
umwelt- und geotechnischen Untersuchungen wurde im November 2015 die besondere
Schutzwirdigkeit von Béden vom Bliro CDM Smith im Detail untersucht.22

Bodenaufbau im Plangebiet

Zusammenfassend lasst sich festhalten, dass die oberste Schicht der im Untersu-
chungsgebiet vorhandenen Béden bis durchschnittlich 0,6 m unter Gelandeoberkante
aus Auffiillungen von Schliuff oder Feinkies besteht. Teilweise wurden jedoch auch
Bauschuttreste aufgefiillt. Unter diesen Aufflillungen stehen die nattirlichen Boden-
schichten aus Schluffen, Sanden und feinem Kies an. Im Osten des Plangebiets folgt

19 Bei einer Meerestransgression handelt es sich um das groRflachige Vordringen des Meeres iiber
grolRere Gebiete des Festlandes.

20 CDM Smith (Mé&rz 2016): Umwelttechnische Untersuchungen am Standort einer ehemaligen Gértne-
rei in Wiesbaden. Am Parkfeld. - Gutachten im Auftrag der Stadtentwicklungsgesellschaft Wiesbaden
mbH, 9 Seiten + Anlagen, Bingen.

21 CDM Smith (Méarz 2016): Geotechnischer Bericht. Neubau Tiefgarage mit 4-geschossigen Punkth&u-
sern. Am Parkfeld, Albert-Schweitzer-Allee, Wiesbaden-Biebrich. - Gutachten im Auftrag der Stadt-
entwicklungsgesellschaft Wiesbaden mbH, 25 Seiten + Anlagen, Bingen.

22 CDM Smith (Méarz 2016): Auswirkungen der standértlichen Bodenfunktionen, Bingen.
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ab einer Tiefe von 7,0 m eine Schicht aus grauem Ton. Die Detailanalysen zum Bo-
denaufbau kdnnen aus den entsprechenden Gutachten entnommen werden. 23

Versiegelte Flachen im Bestand

Die im Bestand vorhandene Versiegelung im Geltungsbereich des Bebauungsplans
betragt insgesamt 32 %. Der Anteil der vollversiegelten Flachen liegt bei 19 % (6ffentli-
che Verkehrsflachen 9 %, Gebaudegrundflachen 4 %, Pflaster-, Beton- und Asphaltfla-
chen 6 %). 13 % des Geltungsbereichs sind durch Schotterflachen oder ahnliches
teilversiegelt.24

Bodenbelastungen

Im Altflachenkataster des Umweltamtes Wiesbaden findet sich flir das Plangebiet eine
Eintragung flr das Flurstiick 47 (Flur 72). Dies ist eine mit Splitt befestigte und mit
Baumen bestandene Flache im Osten des Plangebiets an der Stral3e ,Am Parkfeld*.
Die Flache wurde bis 1994 als Schausteller-Lagerplatz genutzt. Es handelte sich um
einen abgestellten Wohnwagen, der tber Jahre ausschlieRlich zu Wohnzwecken ge-
nutzt wurde. Da sehr wahrscheinlich Wartung oder Reparatur an Fahrzeugen nur in
einem sehr kleinen Umfang durchgeflhrt worden sind, ist fir dieses Grundstlick keine
relevante Bodenbelastung zu erwarten.

Nach Aussagen des Umweltamtes Wiesbaden wurde jedoch fiir die Flache der ehema-
ligen Erwerbsgartnerei (Flurstiicke 51, 52, 53 u. a.) ein erhéhter Kontaminationsver-
dacht festgestellt. Uber einen langeren Zeitraum sind hier gréRere Mengen an
verschiedenen wassergefahrdenden Stoffen (u. a. Heizdl, Diesel, Hydraulikél, Motoren-
und Altol) unsachgemal gelagert worden. Dies fuhrte Mitte bis Ende der 80-ziger Jahre
zu einem Eingreifen der zustandigen Unteren Wasserbehdrde und des Regierungspra-
sidiums Darmstadt, sodass Anlagen stillgelegt und zum Teil rickgebaut wurden.

Um mdgliche Bodenbelastungen zu untersuchen, hat die CDM Smith Consult GmbH
aus den Kleinrammbohrungen zur chemischen Analyse im Labor Bodenproben ent-
nommen und gemaf LAGA Boden analysiert.25 Nach der durchgeflihrten Analyse ist
der Boden in die Zuordnungsklasse ,,Z0 = unbelastet® einzustufen. Es wurde in einer
Probe eine lokale oberflachennahe Bodenverunreinigung durch Mineraldlkohlenwas-
serstoffe nachgewiesen. Der ermittelte Gehalt von 765 mg/kg unterschreitet jedoch
deutlich den Beurteilungswert von 2.500 mg/kg aus dem Handbuch Altlasten, Band 3,

23 CDM Smith (Méarz 2016#Méarz): Umwelttechnische Untersuchungen a. a. O.; CDM Smith (Méarz
2016): Geotechnischer Bericht. a. a. O. und CDM Smith (November 2015), Auswirkungen der stan-
doértlichen Bodenfunktionen, a. a. O.

24 Der Geltungsbereich des Griinordnungsplans beinhaltet im Gegensatz zum Bebauungsplan nicht die
angrenzenden Bestandsstralen ,Am Parkfeld” und ,Albert-Schweitzer-Allee®“. Dadurch verringert
sich der Geltungsbereich um circa 10 %. Dementsprechend fallt auch der Gesamtversiegelungsanteil
geringer aus.

25 LAGA M 20 (2003): Mitteilungen der Landerarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA). Anforderungen an
die stoffliche Verwertung von mineralischen Abféllen.- Hrsg. von der Landerarbeitsgemeinschaft Ab-
fall unter Vorsitz des Ministeriums fir Umwelt und Forsten Rheinland-Pfalz.
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Teil 3.26 Weiterhin wurden Anteile von > C40 (unpolare Kohlenwasserstoffe) nachge-
wiesen, weshalb noch eine erhéhte Viskositat bzw. eine geringe Mobilitat vorliegen
dirfte. Da der Untergrund in diesem Bereich eher bindig ist, ist eine Grundwasserge-
fahrdung nicht zu erwarten. Weitere Belastungen durch Mineraldlkohlenwasserstoffe
oder andere Schadstoffe sind nicht vorgefunden worden.

1.1.2  Bewertung der Bodenfunktionen

Eine aggregierte Bodenfunktionsbewertung, basierend auf den Daten des
,BodenviewerHessen“27 gelangt zu einer sehr hohen Bewertung der Bodenfunktion
innerhalb des Plangebiets. Dieses Ergebnis macht eine fachgutachterliche Detailbe-
trachtung der Situation vor Ort erforderlich, die durch das Ingenieurbliro CDM Smith im
November 2015 vorgenommen wurde.28

Zusammenfassend fiihrt die Detailbetrachtung in Teilen zu einer etwas geringeren Ein-
stufung der jeweiligen Bodenfunktionen und stellt sich im Einzelnen wie folgt dar:

Die Lebensraumfunktion (Menschen, Tiere, Pflanzen inkl. Ertragspotenzial) wird auf-
grund der standortlichen Vorbelastungen und Gegebenheiten insgesamt nur als mittel
eingestuft.

Fr die Funktion der Boden als Bestandteil des Naturhaushaltes ergibt sich im Gutach-
ten bei einer geogenen Betrachtung zunachst eine hohe bis sehr hohe Einstufung der
Schutzwirdigkeit. Dies ist insbesondere auf die hohe Feldkapazitat des Wurzelraums
in Verbindung mit dem hohen bis sehr hohen Nitratrickhaltevermégen der geringdurch-
lassigen Schluffe zurtickzuflihren. Die anthropogenen Veranderungen wirken sich je-
doch, ebenso wie bei der Lebensraumfunktion mindernd aus.

Die Gesamtfunktion der Bdden als Abbau,- Ausgleichs- und Aufbaumedium ist tenden-
ziell als hoch anzusehen (erhdhtes Saureneutralisationsvermdgen, mittleres Filterver-
mdgen fir Schwermetalle und hohes Riickhaltevermdgen fiir sorbierbare Stoffe). Sie
wirkt sich insbesondere positiv auf den in 5-7 m Tiefe anstehenden quartieren Grund-
wasserleiter aus.

Im Plangebiet sind keine bedeutsamen Pedotope oder Pedogenesen29 vorhanden.
Daher ist die Funktionsfahigkeit der Boéden als Archiv der Natur und Kulturgeschichte
als gering zu bewerten.

Grundsatzlich ist gemal der Methodendokumentation zur Arbeitshilfe ,Bodenfunkti-
onsbewertung in der Bauleitplanung® (Mai 2013) auf der Ebene des Bebauungsplans
eine aggregierte Bewertung der Bodenfunktion Giberwiegend nicht sinnvoll, da auf die-

26 Handbuch Altlasten, Band 3, Teil 3 (2002): Untersuchung und Beurteilung des Wirkungspfades Bo-
den-Grundwasser. Sickerprognose. - 2. liberarbeitete Auflage.- Hrsg. vom Hessischen Landesamt flir
Umwelt und Geologie, 81 Seiten, Wiesbaden.

27 Der BodenViewer Hessen stellt vielfaltige, maRstabsiibergreifende Daten zu Bodeneigenschaften
und -funktionen als interaktive Kartenanwendung im Internet zur Verfligung. Im Netz unter:
http://bodenviewer.hessen.de

28  CDM Smith (Mé&rz 2016): Auswirkungen der standértlichen Bodenfunktionen, Bingen.

29  Die Pedogenese bezeichnet den Prozess der Bodenbildung. Ein Pedotop ist die kleinste rdumliche
Bodeneinheit die in ihren Eigenschaften anndhernd gleich ist.
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ser Planungsebene primar qualitative Fragen des Bodenschutzes hinsichtlich des Erfiil-
lungsgrades einzelner Bodenfunktionen ausschlaggebend sind.

Im vorliegenden Fall sind dies die Funktionen des Bodens im Wasserhaushalt sowie
als Filter und Puffer hinsichtlich des Grundwasserschutzes. Diesbezliglich sind Ver-
meidungs- und Minderungs-, sowie Kompensationsmaf3nahmen mit Bodenschutzbe-
zug im Rahmen der bauplanungsrechtlichen Festsetzungen von besonderer Relevanz.

1.1.3  Auswirkungen der Planung

Innerhalb des rund 2,6 ha gro3en Plangebiets ergibt sich durch die geplante Wohnnut-
zung eine deutliche Zunahme des Versiegelungsgrads gegenliber dem Ausgangszu-
stand. Gleichzeitig wird durch die Inanspruchnahme einer bereits vorbelasteten Flache
im Innenbereich mit bereits vorhandener Voll- und Teilversiegelung in die Planung mit-
einbezogen. Dadurch werden AuRenbereichsflachen mit naturlich anstehenden, ge-
wachsenen Bdden geschont bzw. nicht beansprucht. Innerhalb des Geltungsbereichs
des Bebauungsplans besteht im Bestand ein Gesamtversiegelungsanteil von 32 %,

19 % davon sind vollversiegelt.

Ohne zusatzliche Festsetzungen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich
wirde die in der Planung festgesetzte GRZ von 0,2 bis 0,3, inklusive der Berlicksichti-
gung der zuldssigen Uberschreitung fiir Nebenanlagen und Tiefgaragen und unter Ein-
bezug der gesamten 6ffentlichen Verkehrsflachen zu einem planungsrechtlich
theoretisch maximal zuldssigen Versiegelungsanteil von knapp 60 % fuhren. Betrachtet
man lediglich die zukinftigen privaten Wohnbauflachen lage der Versiegelungsanteil
noch bei circa 52 %.30 Der Beitrag von Festsetzungen zur Minderung des Anteils voll-
versiegelter Flachen ist im MalRnahmenteil in Kapitel 3 des Umweltberichts detailliert
dargestellt.

Die festgestellte, kleinrdumige Belastung des Bodens durch Mineraldlkohlenwasser-
stoffe kann im Zuge einer Bebauung durch Aushub und ordnungsgemafie Entsorgung
entfernt werden.

1.2 Wasser

1.2.1  Analyse

Durch das Plangebiet fliel3t kein Oberflachengewasser. Die nachsten Vorfluter sind der
verrohrte Mosbach, etwa 10 m dstlich unter der Stralle ,Am Parkfeld®, und der Rhein
etwa 350 m sudlich des Plangebiets. Der Mosbach flieR3t in sudlicher Richtung und der
Rhein in westlicher Richtung. Die Grundwasserfliel3richtung ist deshalb mit Stidslidost
anzunehmen.

Das Plangebiet liegt nicht in einer Wasserschutzzone und nicht im aktuellen Uber-
schwemmungsgebiet des Rheins. Das Plangebiet ist nicht hochwassergefahrdet, da

30 vgl.: CDM Smith (Mé&rz 2016): Auswirkungen der standértlichen Bodenfunktionen, Bingen.
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die Wasserstande flir ein 100-jahriges Hochwasser (HQ 100) bei 85,71 m Gber Nor-
malhdéhe Null (NHN) und fir ein 200-jahriges Hochwasser bei 86,02 m . NHN liegen.31

Aufgrund der Rheinndhe kénnen die Grundwasserstande durch die Flusswasserstande
(Uferfiltrat) beeinflusst werden. Etwa 1 km sliddstlich des Plangebiets befindet sich ei-
ne amtliche Grundwassermessstelle. Fiir den Zeitraum von Januar 1997 bis Januar
2015 lagen die Grundwasserstande zwischen 80,4 m .. NHN und 84,2 m . NHN. Die
hohe Schwankungsbreite von ca. 3,8 m ist auf die Nahe der Messstelle zum Rhein

(< 50 m) zurtickzuftihren.

Da flir das Plangebiet selbst keine langjahrigen Grundwassermessdaten vorliegen,
wird der Schwankungsbereich des Grundwassers im Baufeld in einer Gré3enordnung
von * 1,8 m zum aktuellen Messwert geschéatzt.32 Im Rahmen der aktuellen Baugrund-
erkundung wurden zwischen dem 16. und 18. Dezember 2014 von der CDM Smith
Consult GmbH Grundwasserstande zwischen 5,5 und 6,2 m unter Gelandeoberkante
angetroffen.

Den oberen Grundwasserleiter bilden Rheinsande. Das Grundwasser kann unter den
bindigen Schluffen und Feinsanden gespannt sein. Den unteren gespannten Grund-
wasserleiter bilden Kalksande und Kalksteinbanke der tertidren Schichten. Beide
Grundwasserleiter stehen im hydraulischen Kontakt.

Bei einer Bestimmung der Durchlassigkeit der Béden wurde von der CDM Smith Con-
sult GmbH in den oberen Schichten (Schicht 1 und 2) eine Gré6Renordnung von

10° m/s und 10 m/s berechnet.33 Nach dem Arbeitsblatt A 138 ist eine Versickerung
in Lockergesteinen mit einem Wasserdurchlassigkeitswert kf von 1 x 10 bis 1 x 10
moglich.34 Dies bedeutet, dass erst mit dem Erreichen der kiesigen Sande (Schicht 3)
eine Versickerung im tieferen Untergrund durchfiihrbar ware. Jedoch ist hier der gefor-
derte Mindestabstand der Sohle der Versickerungsanlage zum Grundwasser voraus-
sichtlich nicht dauerhaft gegeben.

Der Planbereich liegt innerhalb der quantitativen Schutzzone B4 des festgesetzten
Heilquellenschutzgebiets (WSG-ID: 414-005) fiir die die staatlich anerkannten Heilquel-
len Kochbrunnen, Grol3e und Kleine Adlerquelle, Salmquelle, Schiitzenhofquelle und
Faulbrunnen der Landeshauptstadt Wiesbaden. Die Schutzgebietsverordnung vom

26. Juli 2016 (StAnz: 37/2016, S. 973 ff) ist zu beachten. Aus der Lage in der Schutz-
zone B 4 ergeben sich Einschrankungen. Die Verbote haben jedoch keine Auswirkun-
gen auf die Inhalte des vorliegenden Bebauungsplans, da sie sich auf Bergbau,

31  Das Gelande des Plangebiets liegt an seiner niedrigsten Stelle ca. 1,7 m bzw. 1,4 m (iber den jewei-
ligen Hochwassermarken.

32 CDM Smith (Marz 2016): Geotechnischer Bericht. Neubau Tiefgarage mit 4-geschossigen Punkth&u-
sern. Am Parkfeld, Albert-Schweitzer-Allee, Wiesbaden-Biebrich. - Gutachten im Auftrag der Stadt-
entwicklungsgesellschaft Wiesbaden mbH, 25 Seiten + Anlagen, Bingen.

CDM Smith (Méarz 2016): Stellungnahme vom 27.11.2015: Versickerungsfahigkeit von Oberflachen-
wasser auf dem Gelande Parkfeld, Wiesbaden Biebrich, Bingen.

33 CDM Smith (Méarz 2016): Geotechnischer Bericht, .a. a. O.
und: CDM Smith (2015): Stellungnahme vom 27.11.2015: Versickerungsfahigkeit, a. a. O.

34 ATV-DVWK-A 138 ,Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswas-
ser. - Gesellschaft zur Férderung der Abwassertechnik e. V. (GFA).
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Sprengungen im Untergrund und auf Eingriffe im Untergrund unterhalb von 50 Metern
unter der Geléandeoberkante beziehen.

1.2.2 Bewertung

Die oben dargestellten Ergebnisse lassen einen Grundwasserflurabstand von <3 m
unter Gelandeoberkante nur bei einem Extremhochwasser erwarten. Selbst beim 200-
jahrigen Hochwasser ist bis zur tiefsten Stelle des Plangebiets an der Strale ,Am Park-
feld“ immer noch ein Grundwasserstand von 1,42 m unter Gelandeoberkante gegeben.

Aufgrund der im Plangebiet anstehenden Boden mit einer geringen Durchlassigkeit der
oberen Bodenschichten ist eine vollstandige Versickerung des anfallenden Nieder-
schlagswassers in Versickerungsanlagen nicht zu empfehlen.35

Um mit dieser Problemlage bereits im Bebauungsplanverfahren gezielt umgehen zu
kdnnen, wurde ein Entwasserungskonzept erarbeitet.36 Im Rahmen der Untersuchun-
gen wurden verschiedene Systeme (Misch- und Trennwassersystem) hinsichtlich ihrer
gesetzlichen Rahmenbedingungen, wasserwirtschaftlichen Randbedingungen, bauli-
chen Umsetzung und der abgeschéatzten Investitionskosten beurteilt.

Aufgrund der vorbelasteten hydraulischen Situation im Bereich des Mosbachs ist eine
zusatzliche Einleitung des anfallenden Niederschlagswassers durch das Neubaugebiet
schwierig. Es musste zwingend in einem Stauraumkanal zwischengespeichert und ge-
drosselt in den Mosbach eingeleitet werden. Der Stauraumkanal wére im Osten des
Plangebiets im Bereich der geplanten Erschliefungsstrale anzuordnen. Die Flache
unterhalb der Stral3e ist bereits durch einen 6 m breiten Schutzstreifen des dort im Be-
stand verlaufenden Hauptabwassersammlers belegt. Zusatzlich befindet sich in diesem
Bereich eine besonders erhaltenswerte Gruppe von Bestandsbaumen. Die Beibehal-
tung der Lage des Stauraumkanals hatte zwangslaufig den Wegfall dieser vier schiit-
zenswerten Bestandsbdume zur Folge, die gerade im Eingangsbereich des zukinftigen
Wohngebiets eine pragende Wirkung entfalten. Eine Verlegung des Stauraumkanals
weiter nach Norden wiirde die Bebaubarkeit des WA3-Gebiets weiter einschranken und
die Herstellungskosten zusatzlich erhéhen. Diese liegen bereits ohne die Berilicksichti-
gung moglicher zusatzlicher Kosten bei der Realisierung des Trennsystems etwa um
den Faktor 2 héher als bei der Umsetzung eines Mischsystems. Synergieeffekte beim
Bau der Systeme stellen sich nur bedingt ein. In der Summe fihren die Argumente zu
der fachgutachterlichen Einschatzung, dass die Herstellung eines Trennsystems nur
mit hohem Zusatzaufwand und unter unverhaltnismaRigen Kosten realisierbar ist.

Um negative Auswirkungen auf den lokalen Grundwasserhaushalt zu minimieren wird
empfohlen, das anfallende Niederschlagswasser auf privaten Grundstiicksflachen zu
versickern oder zu verwerten und das Niederschlagswasser der 6ffentlichen Grund-
stiicksflachen in Teilen gedrosselt in den Mischwasserkanal abzuleiten. Zur Vermei-

35  CDM Smith (Méarz 2016): Geotechnischer Bericht, a .a. O.
und: CDM Smith (Méarz 2016): Stellungnahme vom 27.11.2015: Versickerungsfahigkeit, a. a. O.

36  BGS Wasser (Marz 2016): Entwasserungstechnische Untersuchungen zum ErschlieBungsvorhaben:
»Wohnen westlich des Schlossparks* (,Parkfeld®) in Wiesbaden-Biebrich, Darmstadt.
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dung von Wiederholungen wird an dieser Stelle auf die entsprechenden Kapitel der
Begriindung verwiesen, welche die Anforderungen des Entwasserungskonzepts voll-
umfanglich in die Planung integrieren. Dies betrifft insbesondere Kapitel 9 des Teils 1
der Begrindung und Kapitel 5 Teil Il der Begriindung. Dort werden im Detail Regelun-
gen zum Umgang mit Niederschlagswasser, auf 6ffentlichen und privaten Flachen ge-
troffen.

Durch das tief anstehende Grundwasser, die geringe Systemdurchlassigkeit der obe-
ren Bodenschichten und die verzogerte, weitgehende Ableitung des Niederschlags-
wassers der Verkehrsflachen ist ein Eintrag von Schadstoffen in das Grundwasser
kaum mdglich. Aus diesen Grlinden kann die Verschmutzungsempfindlichkeit des
Grundwassers im Plangebiet als gering eingestuft werden.

1.3 Klima / Lufthygiene

Die Klimafunktions- und Klimabewertungskarte der LH Wiesbaden (Magistrat der Stadt
Wiesbaden - Umweltamt 2011) weist das Planungsgebiet als bebauungsinterne ,klima-
tische Pufferzone® des Klimatoptyps Gartenbauzone aus. Infolge der rdumlichen Ver-
knapfung mit dem Schlosspark wird dem Planungsstandort auch eine signifikante
Bedeutung fir die bodennahe Bellftung der benachbarten Bebauung zugeordnet. Eine
Bebauung soll daher aus klimafunktionaler Sicht nur erméglicht werden, wenn in aus-
reichendem Mal3e Belliftungsstrukturen verbleiben und der Versiegelungsgrad mog-
lichst gering bleibt.

Von Seiten des Umweltamts der LH Wiesbaden liegt zuséatzlich ein Strukturkonzept
,Leitbild Stadtklima - spezielle Leitziele* fir das weitere Planumfeld vor, das nochmals
verdeutlicht, dass am Planungsstandort insbesondere die Beluftungssituation Beach-
tung finden muss. Zudem ist auf einen ausreichend groften Grlinbestand zu achten, um
die derzeit vergleichsweise glinstigen bioklimatischen Verhaltnisse zu erhalten.

Es ist des Weiteren zu beachten, dass die LH Wiesbaden mit dem Beschluss Nr. 0069
des Ausschusses flir Umwelt, Energie und Sauberkeit vom 24. April 2012 zum Thema
»Klimaschutz in der Bauleitplanung® festgelegt hat, dass die klimadkologischen Belan-
ge Uber das bisherige Mal} hinaus darzustellen sind und insbesondere die Méglichkei-
ten zur klimatologischen Folgeabschatzung genutzt werden.

Mit diesen Zielvorstellungen soll den Forderungen des BauGB und des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG) Rechnung getragen werden. Zudem soll mit den Auflagen
ein Gegensteuern bzgl. der zu erwartenden Zunahmehaufigkeit von Hitzetagen (Stich-
wort: ,Globaler Klimawandel“) erméglicht werden.

Um mdgliche negative klimadkologische Auswirkungen der zukiinftig angestrebten
Nutzung zu erfassen, zu bewerten und zu minimieren, hat das Biiro C")koplana ein Kili-
magutachten erstellt.37 Die darin begriindeten stadtklimatologischen Anforderungen

37 Okoplana (November 2015): Klimagutachten zum Projekt ,Wohnen westlich des Schlossparks*® in
Wiesbaden-Biebrich, Mannheim.
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werden vollinhaltlich in die Festsetzungen des Bebauungsplans integriert. Die Kerner-
gebnisse des Gutachtens stellen sich wie folgt dar.

1.3.1 Bestandsanalyse

Die Stadt Wiesbaden besitzt aufgrund ihrer topographischen Trichterlage besonders im
Sommer eine héhere Warmebelastung. Die Jahresmitteltemperatur liegt &hnlich wie bei
anderen rheinnahen Grof3stadten bei etwa 10°C. Die durchschnittlichen Nieder-
schlagsmengen sind mit 638 I/m? und Jahr relativ gering.

Die derzeit von Kleingartenbrachen und verwilderten Gartnereiflachen gekennzeichne-
te Planungsflache fungiert innerhalb der Wohnsiedlung ,Parkfeld“ als lokales Kalt- und
Frischluftentstehungsgebiet (aktive klimadkologische Wirkung) sowie als Bellftungs-
achse (passive klimadkologische Wirkung). Im Zusammenspiel mit der klimadkologi-
schen Ausgleichsleistung tber den Biebricher Schlosspark ergeben sich flir die
umliegende Wohnbebauung bedeutsame klimatische Positiveffekte. Insbesondere in
sommerlichen Strahlungsnéchten ist eine intensivierte nachtliche Abkihlung zu erwar-
ten.

1.3.2  Auswirkungen der Planung

Die Grundlage fur die klimadkologischen Modellrechnungen bilden die Bestandsituati-
on und das stadtebauliche Rahmenkonzept. Wahrend des Planungsprozesses wurde
das Rahmenkonzept mehrfach geringfligig angepasst (stadtebauliche Griinde, land-
schaftsplanerische Aspekte, starkere Berlicksichtigung der Umgebungsbebauung, wei-
tere fachplanerische Anforderungen). Um die stadtklimatologischen Auswirkungen
dieser Anpassungen zu uberprifen, wurden diese in Form von vier Varianten (A bis D)
auch im Klimagutachten behandelt und dokumentiert. Alle betrachteten Planungsvari-
anten erfillen, unter Berticksichtigung geeigneter ergéanzender Festsetzungen im Be-
bauungsplan, die klimadkologischen Zielvorstellungen der LH Wiesbaden. Nachfolgend
werden die Ergebnisse der Priifung von Variante D im Detail dargestellt. Sie stellt den
aktuellen Stand der Planung dar, dem auch der Bebauungsplanentwurf zugrunde liegt.

Zielvorstellungen zur Sicherung glinstiger Be- und Durchliftungsverhéltnisse

Wie die numerischen Modellrechnungen belegen, nimmt die Be- und Durchliiftung des
Plangebiets durch die vorgesehene Bebauung zwar ab, die gewahlten Bebauungs- und
Freiflachenstrukturen sowie die Gebaudehdhen lassen jedoch keine grofflachigen
Windstagnationsbereiche entstehen. Insgesamt fuhrt die geplante Bebauung zwar zu
kleinrdumigen Windgeschwindigkeitsreduktionen, es ist jedoch mit keinen zusétzlichen
Luftschadstoffakkumulationen zu rechnen. Die Abstandsflachen sind ausreichend di-
mensioniert, um eine funktionsfahige Be- und Durchliftung der Bebauung zu gewahr-
leisten. Hierfir vorteilhaft zeigt sich insbesondere der Verbleib von ca. 16 - 32 m bzw.
ca. 15 - 36 m breiten Griin-/Freirdumen zwischen der geplanten und bestehenden Be-
bauung im Norden und Siden des Plangebiets, sowie der von Bebauung freigehaltene,
in Nord-Sudrichtung verlaufende Korridor im Zentrum des Plangebiets. Die resultieren-
de Bellftungsintensitat entspricht dem giinstigen Niveau des Planungsumfelds.
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Zielvorstellung zur Ausgestaltung eines gilinstigen Eigenklimas im Planungsgebiet

Wie die Ergebnisse der Modellrechnungen zeigen, ist durch die zusatzliche Warmeab-
strahlung der Gebaudehlllen und der versiegelten Wege und Straf3en im Plangebiet
mit einer Zunahme der mittleren Lufttemperatur (23:00 Uhr, wahrend einer windschwa-
chen Sommernacht) von ca. 0,5 - 2,0°C zu rechnen. Durch die 6rtliche Kaltluftentste-
hung tber den geplanten Hausgarten und 6ffentlichen Griinflachen wird nach
Sonnenuntergang die Abklhlung weiterhin wirksam forciert. Die bioklimatischen Ver-
haltnisse bleiben gegenliber der Wiesbadener Innenstadtbebauung deutlich beglins-
tigt. Warmere Bereiche werden netzartig von kiihleren Zonen durchbrochen. Vorteilhaft
ist auch die Sicherung der bereits zuvor erwahnten Grin- und Freiflachenkorridore am
Sid- und Nordrand des Planungsareals. Die resultierenden thermischen Umgebungs-
bedingungen entsprechen weiterhin dem bioklimatisch beglinstigten Umfeld.

Diese abwagungsrelevante Fachstellungnahme ergeht auf der Basis des Beschlusses
Nr. 0069 des Ausschusses fiir Umwelt, Energie und Sauberkeit vom 24. April 2012 zum
Thema ,Klimaschutz in der Bauleitplanung®, in der der Magistrat aufgefordert wird, bei
allen Vorlagen zur Bauleitplanung die klimadkologischen Auswirkungen Uber das bis-
herige Mal} hinaus als eigenen Punkt detailliert darzulegen.

14 Verschattung

Zur Bewertung der Besonnungs- bzw. Verschattungsverhaltnisse wurde im Verlauf des
Bebauungsplanverfahrens vom Planungsbiiro plan® D38 eine Verschattungsstudie er-
stellt. Die daraus ableitbaren Erkenntnisse wurden durch ergdnzende Berechnungen,
insbesondere zur Verdnderung der Besonnungssituation gegentiber dem Ausgangszu-
stand, im Rahmen einer weiterfithrenden Untersuchung durch das Planungsbiiro Oko-
plana3? nochmals ausdifferenziert.

1.4.1  Analyse

Eine planungs- oder bauordnungsrechtlich verbindliche, gesetzliche Definition einer
ausreichenden Besonnung besteht nicht. Regelmafig auf Basis der DIN 5034-1 ,Ta-
geslicht in Innenraumen - Teil 1: Allgemeine Anforderungen® (2011) kdnnen jedoch
Empfehlungen abgeleitet werden. Ergénzend wird auch ein Vorher-Nachher-Vergleich
zur Beurteilung hinzugezogen.40 Im Kontext dieser Betrachtung ist es von besonderer
Bedeutung die jeweilige Situation vor Ort zu berticksichtigen.

Im Rahmen der Untersuchung wurden die mdglichen Besonnungsverhaltnisse anhand
folgender Bewertungskriterien tberprift die auf den Ergebnissen der zuvor genannten
Erwagungen aufbauen:

38  plan® D Ingenieure und LandschaftsArchitekten (Mérz 2016): Verschattungsstudie Parkfeld, Wiesba-
den.

39 Okoplana, (April 2017): Verschattungsstudie zum Projekt ,Wohnen westlich des Schlossparks® in
Wiesbaden-Biebrich, Mannheim.

40 Weiterfiihrende Informationen zu den Bewertungskriterien finden sich in der Verschattungsstudie.
Vgl.: Okoplana, (April 2017): a. a. O.
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= DIN 5034-1: 1 Std. Mindestbesonnung eines Aufenthaltsraumes einer Wohnung
am 17. Januar

= DIN 5034-1: 4 Std. Mindestbesonnung eines Aufenthaltsraumes einer Wohnung
am 21. Marz

= maximal 33 % - 37 % Einbul3e an mittlerer Besonnungsdauer durch die Neube-
bauung in den Wintermonaten Dezember - Februar

Grundlage bei der Ermittlung war ein sogenanntes Worst-Case-Szenario, bei dem die
im Bebauungsplan zulassigen Gebdudehéhen maximal ausgenutzt wurden und die
geplante Bebauung bis an die nordlichen Baugrenzen heranrickt.

1.4.2 Auswirkungen der Planung / Bewertung

Die Modellergebnisse flir den DIN-Stichtag ,17. Januar" dokumentieren, dass bei Rea-
lisierung einer Bebauung nach vorgelegtem Bebauungsplanentwurf in der Nachbarbe-
bauung eine ausreichende Besonnung gewahrleistet bleibt. Eine Unterschreitung des
DIN-Richtwertes von 1.0 Std. fir den Stichtag 17. Januar tritt nicht ein. An den Sud-
stdwestfassaden der Wohngebaude entlang der Nansenstralie verbleiben Beson-
nungsdauern von min. 2.0 Std. Der Richtwert von 1.0 Std. wird nicht unterschritten.

Auch innerhalb des Planungsgebiets kénnen in allen Wohngebauden Grundrisse ent-
wickelt werden, die gewahrleisten, dass zumindest ein Aufenthaltsraum einer Wohnung
Uber eine Zeitdauer von mindestens 1.0 Std. besonnt wird. Die Modellergebnisse fiir
den DIN-Stichtag 21. Marz weisen ebenfalls auf keine Richtwertunterschreitungen hin.
Die Besonnungsdauer von min. 4.0 Std. wird im Plan-Zustand nicht zuséatzlich unter-
schritten.

Die Vorher-Nachher-Betrachtung in den Wintermonaten Dezember - Februar zeigt fur
die Mehrfamilienhauser nérdlich des Plangebiets keine Richtwertliberschreitungen.
Auch im Bereich der Reihenhauszeilen Nansenstralde 13 - 47 bleiben ausreichende
mittlere Winterbesonnungsverhaltnisse grenzwertig gesichert. Zwar werden im EG-
Bereich stellenweise (Nansenstralde 31und 33) relative Einbul’en der Besonnungsdau-
er von bis zu 52 % bestimmt, im 1. OG wird der Richtwert von max. 37 % jedoch einge-
halten. Bei den Reihenhausern handelt es sich um Einfamilienhauser, bei denen die
Aufenthaltsrdume der einzelnen Geschosse der gleichen Wohneinheit zuzuordnen
sind. Somit kann davon ausgegangen werden, dass zumindest ein Aufenthaltsraum der
Wohnung (hier: im 1. OG) noch ausreichend besonnt bleibt. Es treten daher keine un-
zumutbaren Verhaltnisse (siehe DIN 5034-1) ein.

Die Abnahme der Besonnungsdauer im ungunstigsten Fall um bis zu 52 % im EG er-
scheint auf den ersten Blick hoch, ist aber im Kontext der nachfolgenden Aspekte zu
differenziert zu interpretieren:

= Die Richtwerte der DIN 5034 werden innerhalb des Plangebiets und in seiner
Nachbarschaft/Umgebung deutlich eingehalten, so dass nicht von einer beson-
deren Ausnahmesituation auszugehen ist.
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Vielmehr herrscht im dargestellten Fall eine ideale Ausgangssituation vor, da
keine Vorbelastung durch Verschattung existiert. Gerichtsurteile41 die eine ahn-
liche Zunahme der Verschattung kritisch bewerten, bezogen sich immer auf Si-
tuationen bei denen in der Ausgangssituation bereits erheblich reduzierte
Besonnungsdauern vorlagen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Innenbereich. Der seit 2003
wirksame Flachennutzungsplan der Stadt Wiesbaden weist den im Kontext der
Verschattungsstudie relevanten, westlichen Teil des Plangebiets (etwa 65 %)
als ,Wohnbauflache mit hohem Griinanteil - Planung® aus. Des Weiteren ist das
Gebiet fast vollstandig von ,Wohnbauflache mit hohem Griinanteil - Bestand*
umgeben, lediglich im Osten schlief3t sich mit dem Schlosspark die Festsetzung
,Grunanlage z. T. mit Freizeiteinrichtungen® an. Mit einer Bebauung des Ge-
biets ist daher zu rechnen.

Der bestehende rechtsverbindliche Bebauungsplan Biebrich 1970/1 ,Parkfeld

1. Anderung” weist den Planbereich als Flache fiir Erwerbsgartenbau aus. Es
war also auch schon vor der beabsichtigten Plandnderung eine bauliche Nut-
zung der Flachen mdglich. Die flir Erwerbsgartenbau typischen Gewachshauser
mit Ublichen Trauf- und Firsthohen von 4,0 bis 6,0 m bzw. 6,0 bis 8,0 m sind be-
reits in diesen Flachen zulassig.

Die geplante Bebauung im nérdlichen WA2-Gebiet reagiert mit ihrer Ausrich-
tung auf die vorhandenen Reihenhduser und bildet mit ihnen zusammen eine
klassische und bewahrte stadtebauliche Kammstruktur. Mit der Begrenzung der
Bebauung auf zwei Vollgeschosse werden die Festsetzungen des angrenzen-
den Bestandes aufgenommen und durch eine zusatzliche Hohenfestsetzung
weiter definiert.

Als weitere planerische Reaktion auf die angrenzende Bebauung (Nansenstra-
Re 25-47) ist in den Festsetzungen zusatzlich aufgenommen worden, dass das
Staffelgeschoss an den nérdlichen Baugrenzen des WA2-Gebiets um mindes-
tens 3,0 m von der Baugrenze zurlickspringen muss.

Insgesamt ist so von einem angemessenen stadtebaulichen Zusammenspiel
von Bestandsbebauung und Neuplanung auszugehen.

Ziele der Stadtentwicklung der LH Wiesbaden sind die Innenentwicklung vor der
AuRenentwicklung und die Schaffung von dringend bendtigtem Wohnraum in
zentraler Lage mit guter Anbindung an den bestehenden OPNV.

Das Ziel des Regionalplans, eine Dichte 60 WE je Hektar umzusetzen, wird im
vorliegenden Bebauungsplan bereits unterschritten, vor allem auch um eine
Vertraglichkeit mit der bestehenden Nachbarbebauung herzustellen.

41 vqgl.:

BVerwG, Urteil vom 23.02.2005 — 4 A 4.04-, RN. 58; Hessischer VGH, Urteil vom
23.04.2015 - 4 C 567/13.N, RN 80 — 82; Hessischer VGH, Urteil vom 17.11.2011 -S C
2165/09T, RN 76.
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Durch den Bebauungsplan ergeben sich innerhalb seines Geltungsbereichs und im
Planungsumfeld keine unzulassigen oder unzumutbaren Verschattungseffekte. Die
Ergebnisse des Gutachtens lassen keine negativen Auswirkungen erkennen, die
auf Grund ihrer Qualitat und Intensitat einer Realisierung der Planung entgegenste-
hen, oder deren Anderung erforderten.

1.5 Biotop- und Nutzungstypen
1.5.1 Bestandsanalyse und Bewertung

Methode zur Erfassung der Biotoptypen

Im Rahmen des Grlinordnungsplans sind die im Bebauungsplangebiet vorhandenen
Biotoptypen gemalf der ,Wertliste nach Nutzungstypen® aus der Anlage 3 der Kompen-
sationsverordnung (KV) im Oktober 2014 und im Marz 2015 erfasst worden. Zur Kartie-
rung wurde zudem die Arbeitshilfe zur Kompensationsverordnung (KV) des Hessischen
Ministeriums flir Umwelt, landlichen Raum und Verbraucherschutz herangezogen.42

Als Grundlage diente die vom Biro ,Herrchen & Schmitt Landschaftsarchitekten® im
April 2014 bereits durchgeflihrte Kartierung der Biotope und Baume, die im Rahmen
des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags durchgefiihrt worden ist.43

Zusammenfassende Betrachtung der flaichenbezogenen Biotoptypen

Das ehemalige Gartnereigelande im Osten des Plangebiets und die Kleingartenbra-
chen im Westen werden neben dem im Anschluss beschriebenen gro3en Baumbe-
stand durch ein Mosaik unterschiedlicher Sukzessionsstadien mit dichten und lockeren,
jungen Geholzbestanden, dichten Brombeer-Gestriippen und (nur kleinflachig) ver-
brachten Rasenflachen gepragt. Diese unterschiedlichen Sukzessionsstadien besitzen
eine hohe Okologische Bedeutung, da der Wildwuchs im innerstadtischen Bereich
Wiesbaden immer mehr zuriickgedrangt wird. Besonders schitzenswerte Pflanzenar-
ten sind jedoch im Plangebiet bei beiden Begehungen nicht erfasst worden. Dabei ist
jedoch darauf hinzuweisen, dass die Begehungen im Oktober 2014 und im Marz 2015
durchgefliihrt worden sind, also auferhalb oder zumindest an den Randern der Vegeta-
tionsperioden. Es ist jedoch nicht zu erwarten, dass im Plangebiet besonders schiit-
zenswerte und seltene Pflanzenarten vorhanden sind, da grof3e Flachen von der
Brombeere zugewuchert sind und andere Bereiche von jungen Gehélzen bedeckt wer-
den. Auf die faunistische Bedeutung des Plangebiets wird im nachfolgenden Kapitel 1.5
, lierwelt” ndher eingegangen.

42 Hessisches Ministerium fiir Umwelt, Iandlichen Raum und Verbraucherschutz: Arbeitshilfe zur Ver-
ordnung (iber die Durchfiihrung von KompensationsmaRnahmen, Okokonten, deren Handelbarkeit
und die Festsetzung von Ausgleichsabgaben (Kompensationsverordnung - KV), Wiesbaden
1. September 2005.

43 Herrchen & Schmitt Landschaftsarchitekten und Fachbiiro Faunistik und Okologie Dipl. Biol. Andreas
Malten (2015): Artenschutzrechtliche Priifung. Projektentwicklung ,Parkfeld” in Wiesbaden-Biebrich.
Artenschutzgutachten. - Gutachten im Auftrag der SEG Stadtentwicklungsgesellschaft Wiesbaden
mbH, 57 Seiten und Anhang, Wiesbaden.
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Von geringer 6kologischer Bedeutung sind die Flachen um das alte, leerstehende
Gartnereigebaude. Die Freiflachen sind sehr verwahrlost und dienten als wilde Lager-
stelle von Steinen, Holz, alten Autos sowie als Abstellmdglichkeit von Bauwagen. Im
gesamten Bereich liegen Unrat und Miill. Die Gewéachshaduser sind gréfRtenteils zerstort
und teilweise bereits mit jungen Gehoélzen und Brombeeren bewachsen.44

Zusammenfassende Betrachtung des Baumbestandes

Im Plan ,Bestandssituation” des Griinordnungsplans sind alle im Plangebiet vorkom-
menden Baume eingetragen und tabellarisch aufgelistet. Von besonderer Bedeutung
sind die Baume, die nach der Baumschutzsatzung der Stadt Wiesbaden unter Schutz
stehen.45

Nach § 3 der Baumschutzsatzung sind alle Laubbdume mit einem Stammumfang ab
80 cm und Nadelbdume mit einem Stammumfang ab 100 cm Gber dem Erdboden ge-
schiitzt. Bei mehrstammigen Badumen entscheidet die Summe der Einzelstammumfan-
ge ab einem Einzelstammumfang von 30 cm. Von der Satzung nicht geschutzt sind
Obstbdume mit Ausnahme von Walnuss, Esskastanie und Speierling.

Insgesamt besitzt das Plangebiet mit insgesamt 149 Badumen einen umfangreichen
Baumbestand. Davon sind 93 Badume nach der Baumschutzsatzung geschutzt. Fur alle
geschitzten Baume muss im Fall einer Fallung ein Fallantrag gestellt werden. Gefallte
B&ume sind durch eine Ersatzpflanzung oder durch einen finanziellen Ausgleich zu
ersetzen.

Acht dieser geschitzten Baume werden im Griinordnungsplan als besonders erhal-
tenswert eingestuft und sollten auch in der Bauleitplanung erhalten bleiben. Hierbei
handelt es sich um besonders markante Baume, die neben der 6kologischen aufgrund
ihres Erscheinungsbildes auch eine hohe stadtbildprdgende Bedeutung besitzen. Es
sind machtige, haufig auch altere, aber gesunde Baume mit einem arttypischen Kro-
nenaufbau und besonders markantem Wuchs. Bei einer Realisierung der geplanten
Wohnbebauung wiirden diese Baume eine besondere Wirkung auf die Freiflachen
ausuiben und das Erscheinungsbild der gesamten neuen Siedlung positiv beeinflussen.
Durch einen Baumsachverstandigen ist zu prifen, ob diese Baume auch langfristig er-
haltensfahig und standsicher sind und ob gréf3ere Baumpflegemaflihahmen notwendig
sind.

Aus stadtebaulichen Griinden und weil ein Teil dieser Baume bei der baulichen Umset-
zung der Planung nur unter gréf3tem Aufwand zu erhalten ist, werden im Bebauungs-
plan von den acht oben genannten Baumen drei Stiick in der Planzeichnung zum
Erhalt festgesetzt. Besonders markant ist eine Sduleneiche im Zentrum des Geltungs-
bereichs, die in dieser Grof3e und Qualitat nur sehr selten im Wiesbadener Stadtgebiet
vorkommt. Des Weiteren handelt es sich um zwei Baumstandorte im Bereich der Ein-

44 Hinweis: Um einer weiteren Verwahrlosung entgegenzuwirken wurden bereits Mitte 2015 das Be-
standsgebdude und die Lagerflachen riickgebaut und der Mull auf dem Gelande entsorgt.

45 Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Landeshauptstadt Wiesbaden (Baumschutzsatzung)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Marz 2005 (GVBI. | S. 142), zuletzt gedndert durch Ge-
setz vom 21. Juli 2006 (GVBI | S. 349).
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gangssituation zum Plangebiet, die einmal als Solitar und einmal als Gruppe gemein-
sam mit drei weiteren pragenden Bestandsbaumen den Auftakt und die Eingangssitua-
tion in das Plangebiet betonen. Insgesamt werden 6 Baumstandorte zeichnerisch zum
Erhalt festgesetzt.

Um den Verlust nach Baumschutzsatzung geschitzter, erhaltenswerter Bestandsbau-
me zu kompensieren, definiert der Bebauungsplan quantitative und qualitative Vorga-
ben zur Neupflanzung von Bdumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen (vgl.
Malinahmenteil zum Umweltbericht und Teil A 9 Planungsrechtliche Festsetzungen).

1.6 Tierwelt
1.6.1 Bestandsanalyse
Untersuchungsprogramm

Im Rahmen der Uberpriifung, ob die Verbotstatbestdnde gemaR § 44 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG)46 durch das Vorhaben beziiglich der gemeinschaftsrechtlich
geschitzten Arten berihrt werden kénnen, haben das Biiro Herrchen & Schmitt Land-
schaftsarchitekten und das Fachbiiro Faunistik und Okologie Dipl. Biol. Andreas Malten
bis zum Februar 2015 eine artenschutzrechtliche Priifung durchgefiihrt.47 Gegenstand
dieser Untersuchung war auch eine Ermittlung und Darstellung, ob in Folge des ge-
planten Eingriffs, Biotope bzw. Lebensraume zerstért werden, die fir die dort wildle-
benden Tiere und wildwachsenden Pflanzenarten der planungsrelevanten Arten nicht
ersetzbar sind. Dabei wurden im Zeitraum vom 8. Marz bis 5. September 2014 Arten-
gruppen der Fledermause, Vdgel, Bilche und Reptilien, die evtl. potenzielle und essen-
zielle Lebensraume im Untersuchungsgebiet haben kdénnten, auf etwaige Konflikte
Uberpruft. Die Untersuchungen kommen zu folgenden Ergebnissen:

Flederméuse

Im Plangebiet befinden sich mehrere Baum- und Gebaudestrukturen, die potenziell als
Sommerquartiere flir Fledermause geeignet sind. Fledermausquartiere wurden bei der
Suche nach Hoéhlen jedoch nicht festgestellt. Der Baumbestand besteht nur aus weni-
gen alteren Bdumen und ist daher Uberwiegend héhlenarm. Einzelne kleinere Hohlen
befinden sich in alten Obstbdumen. Anzunehmen sind Quartiere im angrenzenden
Schlosspark von Biebrich mit seinem alten, héhlenreichen Baumbestand.

Bei den Detektorbegehungen 2014 wurden vier Fledermausarten festgestellt, wobei die
Zwergfledermaus (Pjpistrellus pipistrellus) am haufigsten vorkam. Die Art wurde im ge-
samten Plangebiet zahlreich bei der Nahrungssuche festgestellt. Konkrete Hinweise
auf Quartiersstandorte sind nicht entdeckt worden.

46 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt gedndert durch Artikel 9 des
Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBI. | S. 2258).

47 Herrchen & Schmitt Landschaftsarchitekten und Fachbiiro Faunistik und Okologie Dipl. Biol. Andreas
Malten (2015): Artenschutzrechtliche Priifung. Projektentwicklung ,Parkfeld” in Wiesbaden-Biebrich.
Artenschutzgutachten. - Gutachten im Auftrag der SEG Stadtentwicklungsgesellschaft Wiesbaden
mbH, 57 Seiten und Anhang, Wiesbaden.
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Von der Rauhautfledermaus (Pjpistrellus nathusii) wurden mehrere Rufe aufgezeich-
net. Quartierstandorte sind nicht gesichtet worden.

Die Miickenfledermaus (Pipistrellus pygmaeus) wurde nur 4x im Ostlichen Bereich des
Plangebiets gesichtet. Quartiere wurden nicht erfasst.

Der GroRe Abendsegler (Nyctalus noctula) wurde lediglich einmal beim Uberflug fest-
gestellt. Es konnten keine geeigneten Baumhdohlen, die von der Art als Quartier genutzt
werden kdnnen, nachgewiesen werden.

Végel

Die Vogelfauna des Plangebiets ist mit 25 Arten flir ein Gebiet dieser Grofie und in die-
ser innerstadtischen Lage als artenreich zu bezeichnen. Der Grund dafir liegt sicher-
lich an dem Wechsel von halboffenen Flachen bis zu weitgehend zugewachsenen
Bereichen. So dienen diese Brachflachen als Riickzugsgebiet fur Vogelarten aus den
benachbarten Siedlungen. Da das Plangebiet jedoch innerhalb eines geschlossenen
Siedlungsgebiets liegt und von Wohnbebauung umgeben ist, unterliegen zumindest die
Randbereiche einer hohen Stérfrequenz, so dass hochgradig gefahrdete und / oder
stérungsempfindliche Arten fehlen. Auch als Rast- oder Durchzugsgebiet haben die
Brachflachen keine besondere Bedeutung.

Insgesamt konnten bei den Begehungen von Marz bis Juni 2014 25 Vogelarten nach-
gewiesen werden, von denen 14 als Brutvdgel einzustufen sind. 8 Vogelarten gelten
lediglich als Nahrungsgéste und 3 Arten sind nur als Uberflieger zu erwarten.

Fir 20 Arten, die sich in Hessen in einem gunstigen Erhaltungszustand befinden und
fur eine Art, die in Hessen in einem ungtinstig - schlechten Erhaltungszustand einge-
stuft wird, kann eine Betroffenheit durch das Vorhaben nicht ausgeschlossen werden,
falls keine Vermeidungsmalfinahmen durchgeflihrt werden. Eine Detailbetrachtung der
Bestandsaufnahme ist dem entsprechenden Artenschutzgutachten zu entnehmen. 48

Weitere Tierarten

Aufgrund fehlender Strukturen und Habitate gibt es keine Hinweise auf ein Vorkommen
europaisch geschutzter Amphibien-, Kafer- und Schmetterlingsarten im Plangebiet.
Auch die Suche nach Reptilien blieb ergebnislos. Da im Plangebiet keine Gewasser
vorhanden sind, ist nicht mit einem Vorkommen einer Libellenpopulation zu rechnen.
Auch ein Vorkommen geschitzter Weichtiere ist sehr unwahrscheinlich.

1.6.2 Bewertung

Aligemeine Wirkfaktoren

Bei den geplanten Abrissarbeiten von Gebauden und Rodungen von Gehdlzen sind
folgende Wirkfaktoren zu erwarten:

48 vgl.: Herrchen & Schmitt Landschaftsarchitekten und Fachbiiro Faunistik und Okologie Dipl. Biol.
Andreas Malten (2015): Artenschutzrechtliche Prifung, a. a. O.
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Eine baubedingte Verlarmung und Beunruhigung durch Bauarbeiten an der Baustelle
und eine vorubergehende Inanspruchnahme von Flachen bleibt unvermeidbar.

Anlagebedingt ist flir einige haufige gebaudebriitende Vogelarten und flir den in Hes-
sen gefahrdeten Gartenrotschwanz ( Phoenicurus phoenicurus) ein Verlust von Nestern
moglich. AulRerdem kénnen durch die Rodung der auf dem Gelénde stehenden Gehdl-
ze Nester dieser Vogelarten vernichtet werden.

Auch fir einige Fledermausarten, die Zwergfledermaus (Pjpistrellus pipistrellus), die
Muckenfledermaus (Pjpistrellus pygmaeus) und die Rauhautfledermaus (Pjpistrellus
nathusij) ist anlagebedingt ein Verlust von Tagesquartieren (Gebaudespalten) moglich.
Aulerdem kdénnen durch die Rodung der auf dem Gelande stehenden Baume Som-
merquartiere flr diese Fledermausarten vernichtet werden.

Betriebsbedingt wird es zu einer intensiveren Nutzung der Fldche durch Bewohner und
Gaste der Siedlung kommen. Die bisher unzuganglichen, im Innern der Flache liegen-
den Bereiche (Sukzessionsstadien mit Gehdlzen) werden wegfallen.

Flederméuse

Fir die Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus), die Mlckenfledermaus (Pjpistrellus
pygmaeus) und die Rauhautfledermaus (Pjpistrellus nathusii) liegen keine Hinweise auf
Wochenstuben im Plangebiet vor. Allerdings besitzen die zahlreichen Baume und ins-
besondere das leerstehende Gartnereigebaude ein entsprechendes Potenzial. Unmit-
telbar vor Rodung der Bdume und Abriss des Gértnereigebdudes ist durch eine
Okologische Baubegleitung mittels Begehung und Freigabe sicherzustellen, dass keine
Tiere getdtet werden.49

Vom Grofien Abendsegler (Nyctalus noctula) wurde lediglich ein tUberfliegendes Tier
gesichtet. Im Plangebiet wurden keine geeigneten Baumhdhlen erfasst, die als Quartier
genutzt werden kénnen. Deshalb ist bei einer Realisierung der geplanten Baumal}-
nahmen nicht mit einer signifikant erhdhten Mortalitatsrate oder einer erheblichen Zu-
nahme von Stérungen dieser Art auszugehen.

Vogel

Bei den allgemein haufigen Vogelarten wird davon ausgegangen, dass die Verbotstat-
bestdnde des BNatSchG nicht erflillt werden, da aufgrund ihrer Haufigkeit, Anpas-
sungsfahigkeit und ihres glinstigen Erhaltungszustandes in Hessen die Funktion ihrer
Fortpflanzungs- und Ruhestatten im raumlichen Zusammenhang weiterhin gewahrt
bleibt und keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes lokaler Population eintritt.
Fir die meisten allgemein haufigen Brutvogelarten werden ein Verlust von Fortpflan-
zungsstatten sowie die damit verbundene Tétung von fluchtunfahigen Tieren (Jungtie-
ren) der Art durch eine Bauzeitenregelung (vgl. MalRnahmen) vermieden. Eine
erhebliche Stérung einzelner Brutpaare durch Verlarmung ist nicht auszuschlieen.
Dabei handelt es sich um folgende Vogelarten: Amsel (Turdus merula), Blaumeise (Pa-

49 Hinweis: Dem wurde beim Abriss des Gartnereigeb&udes Mitte 2015 bereits Rechnung getragen.
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rus caerulus), Buchfink (Fringila coelebs), Grinfink (Carduelis chloris), Kohimeise (Pa-
rus major), Ménchsgrasmiuicke (Sylvia atricapilla), Nachtigall (Luscinia megar-hynchos),
Rotkelchen (Erithacus rubecula), Singdrossel (Turdus philomelos), Zaunkonig (Tro-
glodytes troglodytes) und Zilpzalp (Phylloscopus collybita).

Der Hausrotschwanz (Phoenicurus ochrurus) britet im Siedlungsbereich und kann im
Zuge des Gebaudeabrisses betroffen sein. Er weist nur eine geringe Stérungsempfind-
lichkeit auf. Auch beim Hausrotschwanz wird ein Verlust von Fortpflanzungsstatten so-
wie die damit verbundene Tétung von fluchtunfahigen Tieren der Art durch eine
Bauzeitenregelung (vgl. Mallhahmen) vermieden. Eine erhebliche Stérung einzelner
Brutpaare durch Verlarmung ist nicht auszuschlie3en.

Bei der Ringeltaube (Columba palumbus) ist die Beseitigung regelmafiger Fortpflan-
zungsstatten einzelner Paare nicht auszuschliefen. Durch eine Bauzeitenregelung wird
jedoch eine Toétung fluchtunfahiger Tiere vermieden.

Bei den Gastvdgeln (Nahrungsgaste) ist eine erhebliche Stérung durch Verlarmung
insbesondere wahrend der Baumalinahmen nicht auszuschlielRen. Betroffen sind:
Buntspecht (Dendrocopos major), Eichelhdher (Garrulus glandarius), Elster (Pica pica),
Griinspecht (Pi-cus viridis), Turmfalke (Falco tinnunculus), Halsbandsittich (Psittacula
krameri), Rabenkrahe (Corvus corone) und Star (Sturnus vulgaris).

Fir den Gartenrotschwanz (Phoenicurus phoenicurus), der in Hessen einen ungunstig-
unzureichenden bzw. ungiinstig-schlechten Erhaltungszustand aufweist, hat das Biiro
Herrchen & Schmitt Landschaftsarchitekten eine Art-fur-Art-Prifung durchgefuhrt.

Der Gartenrotschwanz brutet im dstlichen Teil des Plangebiets. Bei einer RGumung der
Flache wahrend der Brutzeit kann es auch zum Verlust von Nestern dieser Art kom-
men. Ein Verlust fluchtunfahiger Tiere kann durch eine Beschrankung der Abrissarbei-
ten von Gebauden und der Rodungsarbeiten auRerhalb der Brutzeit sowie bei einer
fortlaufenden Kontrolle auf mégliche Niststatten von Gebéaudebriter (6kologische Bau-
begleitung; vgl. MalRnahmen) vermieden werden.

Weitere Tierarten

Fr alle weiteren Tierarten werden, auf Grund des Fehlens der Arten bzw. geeigneter
Lebensrdume und der Vorhabenscharakteristik, Beeintrachtigungen von vornherein
ausgeschlossen.

Zusammenfassende Bewertung

In der Konfliktanalyse bzw. Wirkungsprognose wurden fur vier nachgewiesene Fleder-
mausarten und fiir eine Vogelart, den Gartenrotschwanz, die Verbotstatbesténde des
BNatSchG abgeprift. Bei Umsetzung der in Kapitel 3 dargestellten Mallhahmen und
Festsetzungsvorschlage, ist ein Verstol gegen die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1i. V.
m. Abs. 5 BNatSchG nicht erkennbar. Weiterfihrende Untersuchungen sind im Hinblick
auf eventuell artenschutzrechtlich relevante Beeintrachtigungen nicht erforderlich.
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1.7 Mensch und seine Gesundheit

Immissionsschutz

Durch die Realisierung der Planung sind nur geringe Auswirkungen auf die Immissi-
onsschutzbelange zu erwarten. Dies betrifft die zuklnftige Wohnnutzung und ihre be-
stehende Umgebung. Aus Sicht des Schallschutzes besteht kein Erfordernis einer
vertiefenden Betrachtung.

Zusatzliche Luftschadstoffakkumulationen sind, wie bereits im Abschnitt Kli-
ma/Lufthygiene aufgeflihrt, ebenfalls nicht zu erwarten.

Stadtklima

Die nur geringfuigigen Auswirkungen der geplanten Entwicklung des Gebiets auf das
Stadtklima werden ebenfalls in dem Abschnitt Klima/Lufthygiene ausfiihrlich darge-
stellt.

Altlasten

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden die im Altlastenkataster verzeichneten
Verdachtsflachen auf méglicherweise vorkommende Bodenbelastungen untersucht.50
Dabei konnten keinerlei Grenzwertliberschreitungen festgestellt werden. Nach der
durchgeflihrten Analyse ist der Boden in die Zuordnungsklasse ,Z0 = unbelastet” ein-
zustufen. Fur weitere Aussagen zum Thema Bodenschutz wird auf die entsprechenden
Kapitel des Umweltberichts verwiesen.

Erholungsfunktion / Wohn- und Lebensqualitat, Bestandsanalyse

Der Biebricher Schlosspark grenzt im Osten unmittelbar an das Plangebiet an und bie-
tet Anwohnern aus der Umgebung ausgezeichnete Freizeit- und Erholungsmaoglichkei-
ten. Die Brachflachen im Plangebiet besitzen lediglich fur das unmittelbare Umfeld eine
untergeordnete Erholungsfunktion und tragen nur in geringem Mal} zu einer Steigerung
der Wohn- und Lebensqualitat bei. Das Gebiet selbst ist nur schwer zugénglich. Ledig-
lich der Rad-FuRweg am Sudrand des Plangebiets wird von Spaziergangern, Hunde-
besitzern und Fahrradfahrern regelmaRig frequentiert. Der Weg besitzt aul3erdem eine
Funktion als fuBRlaufige Verbindung von der Stral’e Am Parkfeld zur Albert-Schweitzer-
Allee.

Auswirkungen der Planung auf Erholungsfunktion / Wohn- und Lebensqualitat

Die bestehende Ful’- und Radwegeverbindung wird erhalten, sodass der im Bestand
einzige offentlich nutzbare Bereich des Plangebiets auch zukiinftig der Allgemeinheit
zur Verfigung stehen wird.

50  CDM Smith (Mé&rz 2016): Umwelttechnische Untersuchungen am Standort einer ehemaligen Gértne-
rei in Wiesbaden. Am Parkfeld. - Gutachten im Auftrag der Stadtentwicklungsgesellschaft Wiesbaden
mbH, 9 Seiten + Anlagen, Bingen.
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Die ErschlieBung des Plangebiets liber eine Stichstralle mit davon abgehenden kurzen
Wohnwegen verhindert effektiv das Entstehen von Durchgangsverkehr und tragt zur
Bildung tUberschaubarer Nachbarschaften bei. Ein Rlickbau der baufalligen und teilwei-
se zerstorten Bestandsgebdude des ehemaligen Gartnereibetriebs wirkt sich positiv auf
die Wohnqualitat des Umfeldes aus.

Um die Wohn- und Lebensqualitat innerhalb des Plangebiets und der unmittelbaren
Nachbarschaft sicherzustellen, ist auch die Verschattung, die durch die zukunftige Be-
bauung entstehen wird, untersucht worden. Zur Bewertung der Besonnungs- bzw. Ver-
schattungsverhaltnisse existieren keine verbindlichen Grenzwerte, sondern lediglich
verschiedene Empfehlungen (Richtwerte), die in der DIN 5034-1 aufgeflihrt werden. In
ihrer aktuellen Fassung vom Juli 2011 stellt die DIN 5034-1 in Kap. 4.4 darauf ab, ob in
mindestens einem Aufenthaltsraum einer Wohnung am Stichtag 17. Januar eine Min-
destbesonnungsdauer von einer Stunde mdglich ist. Soll auch eine ausreichende Be-
sonnung in den Frihlings- und Herbstmonaten sichergestellt sein, sollte die
Mindestbesonnungszeit am 21. Marz und am 23. September (Tag- und Nachtgleiche)
mindestens vier Stunden betragen. Als Nachweisort gilt die Fenstermitte in Fassaden-
ebene. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens hat das Planungsbiiro Okoplana5!
eine Verschattungsstudie erarbeitet, anhand derer eine Unterschreitung beider Richt-
werte nicht erkennbar ist.

1.8 Kultur- und Sachgiiter (mit dem Teilkomplex Bodendenkmaler)
Analyse und Bewertung

Innerhalb des Plangebiets sind keine besonderen Kultur- oder Sachgtter bekannt. We-
niger als 100 m stidlich der iberplanten Flache wurden 1970 Siedlungsbefunde der
frihen Laténezeit sowie neuzeitliche Mauerreste festgestellt. Zum Schutz potenzieller
Bodendenkmalsubstanz besteht daher flir Teilbereiche des Gebiets die Notwendigkeit
Geltungsbereichs baubegleitende Untersuchungen gemaR § 18 Denkmalschutzgesetz
(HDSchG) durchzufiihren.

1.9 Wechselwirkungen

Die schutzgutbezogene Erfassung von Natur und Landschaft beinhaltet bereits Infor-
mationen Uber die funktionalen Beziehungen zu anderen Schutzgitern und Schutzgut-
funktionen. Somit werden tber den schutzgutbezogenen Ansatz indirekt 6kosystemare
Wechselwirkungen miterfasst und beurteilt.

2 Prognose bei Nichtdurchfiihrung der Planung

51 Okoplana, (April 2017): Verschattungsstudie zum Projekt ,Wohnen westlich des Schlossparks® in
Wiesbaden-Biebrich, Mannheim.
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Bei einer Nichtdurchfiihrung der Planung ist es wahrscheinlich, dass der ehemalige
Gartenbaubetrieb weiter brach liegt. Das seit Jahren leerstehende, durch Brandscha-
den und Verfall gekennzeichnete, baufallige Hauptgebaude, sowie die groRtenteils zer-
storten Gewachshéauser wirden weiter verfallen. Ohne ein ordnungsrechtliches Eingrei-
Eingreifen wiirden die verwahrlosten, mit Unrat und Ml belasteten Freiflachen um das
ehemalige Hauptgebdude mit hoher Wahrscheinlichkeit weiterhin als wilde Lagerstelle
von Steinen, Holz, alten Autos sowie als Abstellmdglichkeit von Bauwagen genutzt.52
Kleine Teile im Westen des Plangebiets wirden weiterhin kleingartnerisch genutzt
werden. Unter den entsprechenden Voraussetzungen kdnnte sich im Laufe der Zeit in
grol3en Teilen des Plangebiets die potenzielle natirliche Vegetation entwickeln. Der
Begriff definiert das Artengeflige, das sich unter den gegenwartigen Umweltbedingun-
gen ausbilden wirde, wenn der Mensch Uberhaupt nicht mehr eingreifen wiirde und die
Vegetation Zeit fande, sich zu ihrem Endzustand (Klimaxgesellschaft) zu entwickeln.53
Die Kenntnis der Potenziellen Nattrlichen Vegetation bildet die Grundlage fir land-
schaftspflegerische Planungen und Malthahmen (z. B. Anpflanzungen).

Nach der Karte der Potenziellen Naturlichen Vegetation Deutschlands, Blatt 3 Mitte-
West wiirde sich im Plangebiet als natlirliche Waldgesellschaft aufgrund der Rheinna-
he ein Feldulmen-Eschen-Hainbuchenwald, 6rtlich auch ein Eschen-Buchenwald ein-
stellen.54 Diese stark strukturierten und geschichteten, edellaubholzreichen
Mischwalder mit vorherrschender Esche sind typisch in Flussauen, die infolge von Ge-
wasserverbau (Uferbefestigung, Eindeichung, Stauregelung usw.) in ihrer Dynamik und
Standortvielfalt stark eingeschrankt sind. Neben der Esche sind Feldulme, Hainbuche
und Stieleiche haufig vertreten. Eine Strauchschicht ist reichlich entwickelt. Die Boden-
schicht ist gewohnlich artenreich und stark deckend mit einem Reichtum an Frahjahrs-
geophyten und Neophyten.

Bewertung

Die aufkommenden jungen Gehdlze auf dem ehemaligen Gartnereigeldnde und in den
Kleingartenbrachen entsprechen mehr oder weniger der potenziell natiirlichen Sukzes-
sion. Es ist jedoch zu bemerken, dass der Standort in den letzten Jahrzehnten durch
anthropogene Tatigkeiten stark verandert worden ist.

Im Plangebiet stehen auRerdem zahlreiche Baume, die durch Sukzession entstanden
sind. Jedoch handelt es sich hier nicht nur um einheimische Baumarten, sondern auch
um Kulturfolger (wie die Walnuss), die urspriinglich im Gebiet oder in angrenzenden
Garten angepflanzt worden sind und sich hier spontan angesiedelt haben.

52 Hinweis: Um dem entgegenzuwirken wurden bereits Mitte 2015 das Bestandsgebéude und die La-
gerflachen riickgebaut und der Mill auf dem Gelande entsorgt.

53 Tiixen, R. (1956): Die heutige potenzielle natiirliche Vegetation als Gegenstand der Vegetationskar-
tierung. - Angewandte Pflanzensoziologie 13: Seite 5 - 42, Stolzenau.

54 Stuck, R. und Bushart, M. (2010): Karte der Potenziellen Natiirlichen Vegetation Deutschlands, Mal-
stab 1:500.000. - Bundesamt fiir Naturschutz, Bonn-Bad Godesberg.
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3 Geplante Ma3nahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich
3.1 Vermeidung und Verringerung
3.1.1  Boden

Zur Vermeidung von Eingriffswirkungen in den Bodenhaushalt werden ausschlie3lich
anthropogen Uberpragte bzw. vorbelastete Flachen im Innenbereich mit bereits vor-
handener Voll- und Teilversiegelung tUberplant.

Aullenbereichsflachen mit natlrlich anstehenden, gewachsenen Béden und weitge-
hend unbeeintrachtigten Bodenfunktionen werden geschont bzw. nicht beansprucht.

Die Mischung von unterschiedlichen Gebaudetypologien durch Integration von Teilbe-
reichen mit Geschosswohnungsbau ermdglicht ein ausreichend hohes und im Verbund
mit den vorgesehenen Grundstiicksfreiflachen vertragliches Verdichtungsmal}. Letzte-
res dient wiederum der Vermeidung bzw. Reduzierung des Freiflachenverbrauchs.

Sowohl Standortwahl als auch Verdichtungsmaf folgen somit auch im Sinne eines vor-
sorgenden Bodenschutzes dem Grundsatz einer ressourcenschonenden Innenentwick-
lung.

Um den Eingriff auf das Schutzgut Boden soweit wie moglich zu minimieren, bertick-
sichtigen die nachfolgend aufgefiihrten Festsetzungen den sparsamen Umgang mit
Grund und Boden und tragen zur Reduzierung der Bodenversieglung bei.

= Festsetzungen zur Begrenzung des Malles der baulichen Nutzung

= MalRnahmen und Festsetzungen zur Dachbegrinung und zur Versickerungsfa-
higkeit befestigter Freiflachen sowie von Wegen und Stellplatzen fihren dazu,
dass der Anteil vollversiegelter Flachen, bezogen auf den gesamten Geltungs-
bereich, von etwa 60 % auf circa 29 % abgesenkt werden kann. Im Einzelnen
tragen die Festsetzungen zu folgenden Anteilen zur Reduktion der vollversie-
gelten Flachen bei:
= Reduktion durch intensive Dachbegrinung tber Tiefgaragen (6 %)
» Reduktion durch mindestens extensive Dachbegriinung auf Gebauden
(16 %)
= Reduktion durch versickerungsfahige befestigte Flachen, Wege und Stell-
platze (9 %)

= Festsetzungen zur Begrenzung der GréRe ebenerdiger Terrassen

= Festsetzung von Flachen oder Ma3nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

= Festsetzungen zur Verwertung und Behandlung von Niederschldgen wirken ei-
ner reduzierten Grundwasserbildung und einem verstarkten Oberflachenwas-
serabfluss entgegen.

Die Festsetzungen gewahrleisten insgesamt, dass aus bauplanungsrechtlicher Sicht
keine erheblich nachteiligen bzw. beeintrachtigenden Auswirkungen auf bodenschutz-
relevante Funktionen verbeiben. Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass
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aus bodenschutzrechtlicher Sicht keine der Bauleitplanung entgegenstehenden
Rechtstatbestande erkennbar sind und der planungsfachlichen Abwagungsanforderung
des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB i. V. m. § 1a Abs. 1 und 3 BauGB hinsichtlich des Boden-
schutzes ausreichend Rechnung getragen wurde.

Erganzend wird unter den Hinweisen der Schutz des Mutterbodens gemaf
§ 202 BauGB*® und § 1 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) gesondert themati-
siert.

3.1.2 Wasser

Zur Vermeidung und Verringerung des Eingriffs in das Schutzgut Wasser werden nach-
folgende Festsetzungen getroffen, um den Versiegelungsanteil innerhalb des Gebiets
auf ein Mindestmal} zu beschréanken und den Wasserhaushalt insbesondere durch die
Vorgaben zur Verwertung und Behandlung von Niederschlagen so wenig wie moglich
zu beeintrachtigen. Festsetzungen zum Mal} der baulichen Nutzung

= Festsetzungen zur Verwertung und Behandlung von Niederschlagen
= Festsetzung zur Versickerungsfahigkeit der Stellplatze und deren Zufahrten

= Festsetzungen zur Versickerungsfahigkeit von nicht mit Fahrzeugen befahrba-
ren Wegen

= Festsetzungen zur Begrenzung der GroéRe ebenerdiger Terrassen

= Festsetzung von Flachen oder Maflhahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

= Festsetzungen zur Verwertung und Behandlung von Niederschldgen wirken ei-
ner reduzierten Grundwasserbildung und einem verstarkten Oberflachenwas-
serabfluss entgegen

= Hinweise zum Umgang mit Grundwasserabsenkungen im Rahmen von Bau-
malnahmen

3.1.3 Klima/ Luft

Um signifikante negative Effekte zu vermeiden und die Sicherstellung guter Be- und
Entliftungsverhaltnisse im Plangebiet und seiner Nachbarschaft zu gewahrleisten, so-
wie ein gunstiges Eigenklima im Geltungsbereich des Bebauungsplans zu etablieren,
werden im Bebauungsplan die nachfolgenden Festsetzungen getroffen:

Die Festsetzungen zu Art und Maf3 der baulichen Nutzung und zu den tUberbaubaren
Grundstucksflachen stellen ausreichende Abstédnde zwischen den Gebauden sicher.
Sie gewahrleisten aulderdem, dass zu lange und zu hohe Gebduderiegel entstehen und
tragen dadurch effektiv zu einer Vermeidung von Strdomungsbarrieren bei. Gleichzeitig
gewabhrleistet die Beschrankung der stadtebaulichen Dichte auf Werte, wie sie auch in

55 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. S. 2414),
zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBI. | S. 1722).
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der Nachbarschaft des Plangebiets anzutreffen sind, einen ausreichenden Grinfla-
chenanteil, der sich positiv auf die Be- und Entliftungssituation auswirkt und einer
Uberwéarmung des Gebiets entgegenwirkt. Das Freihalten von stadtklimatisch relevan-
ten lokalen Be- und Entliftungsachsen reduziert in Kombination mit den vorgenannten
Malinahmen effektiv die Entstehung grof¥flachiger Windstagnationsbereiche.

Folgende ergdnzende Festsetzungen tragen weiter zur Verwirklichung eines glinstigen
Eigenklimas im Plangebiet bei:

= Festsetzungen zur extensiven Dachbegriinung von Gebduden und Garagen
= Festsetzungen zur intensiven Dachbegriinung von Tiefgaragen
= Festsetzungen zur Fassadenbegriinung und zur Fassadenfarbe

= Festsetzungen zum Erhalt und zur Anpflanzung von Baumen, Straduchern und
sonstigen Bepflanzungen

» Festsetzung zur Versickerungsfahigkeit der Stellplatze und deren Zufahrten.

» Festsetzungen zur Versickerungsfahigkeit von nicht mit Fahrzeugen befahrba-
ren Wegen

» Festsetzungen zur Begrenzung der Gré3e ebenerdiger Terrassen

Die vorgesehenen Baumpflanzungen bzw. Baumsicherungen wirken sich vorteilhaft auf
die thermischen Umgebungsbedingungen aus, die im Rahmen der Umsetzung des
Planungskonzeptes zu erwarten sind. Die grotenteils in lockerer Anordnung vorgese-
henen Baumstellungen sichern gleichzeitig die notwendigen Beluftungseffekte. Bei li-
nearer Anordnung von Laubbaumen (z. B. entlang des geplanten FulRweges am
Sidrand) sollte der Pflanzabstand derart bemessen sein, dass zwischen zwei ausge-
wachsenen Baumkronen der Abstand von einer Baumkrone Platz findet.

Durch eine Vielzahl von Festsetzungen werden bereits die Voraussetzungen fir die
Erhaltung eines glinstigen Eigenklimas innerhalb des Plangebiets geschaffen. Dazu
zahlen neben der Begrenzung der stadtebaulichen Dichte und des damit verbundenen
hohen Freifldchenanteils, die geplante Gebdudeanordnung und -héhe, sowie insbe-
sondere die flir das gesamte Plangebiet geltenden Festsetzungen zur Dach- und Fas-
sadenbegriinung. Weiterhin tragen die Mallnhahmen zum Erhalt und zum Anpflanzen
von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen und die Regelungen zur Versi-
ckerungsfahigkeit von Wegen, Stellplatzen und Zufahrten dazu bei, den thermischen
Komfort im Plangebiet auf dem begtinstigten Niveau des Umfeldes zu erhalten.

Um auch dem temperaturdampfenden Effekt der Riickstrahlung von Sonnenlicht Rech-
nung zu tragen, ohne dabei die Gestaltungsfreiheit zu stark einzuschranken, werden
helle Fassadenfarben als gestalterische Vorgaben in den textlichen Festsetzungen un-
ter Teil B aufgenommen.

3.1.4  Biotop- und Nutzungstypen

Zur Vermeidung nachteiliger Auswirkungen werden folgende Festsetzungen zur Anlage
und Gestaltung von Griinflachen getroffen:
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= Planungen, Nutzungsregelungen, MalRnahmen und Flachen fir MalRnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

= Anpflanzen von Baumen und Strauchern und sonstigen Bepflanzungen sowie
fur Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonsti-
gen Bepflanzungen

= Umgrenzung von Flachen mit Bindung fur Bepflanzungen und fur die Erhaltung
von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewassern

= Nutzung, Gestaltung und Bepflanzung der Grundstucksfreiflachen
» Festsetzungen zur Dachbegriinung von Gebauden und Garagen
= Festsetzungen zur intensiven Dachbegriinung von Tiefgaragen

» Festsetzungen zur Fassadenbegriinung

Die Festsetzungen tragen insbesondere dazu bei die Zielvorstellung eines qualitativ
hochwertigen und intensiv durchgrinten Wohngebiets umzusetzen. Weiterhin sind sie
aus stadtklimatischen, stadtgestalterischen und artenschutzrechtlichen Gesichtspunk-
ten von besonderer Bedeutung, da sie die Etablierung eines glinstigen Eigenklimas
innerhalb des Plangebiets unterstiitzen, die Wohn - und Lebensqualitat erhéhen und
zur Biotopvernetzung beitragen.

3.1.5 Tierwelt

Um den Vorgaben des § 44 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 5 Satz 2 BNatSchG (Zerstérung von
Fortpflanzungs- und Ruhestatten unter Erhalt der 6kologischen Funktion der Lebens-
statte im raumlichen Zusammenhang) zu entsprechen, sind nach dem artenschutz-
rechtlichen Gutachten der Herrchen & Schmitt Landschaftsarchitekten (2015) eine
Reihe von Vermeidungsmalinahmen durchzufiihren:

Die textlichen Festsetzungen regeln zusammenfassend die Umsetzung der Vermei-
dungs- und Verminderungsmafnahmen und verweisen unter den Hinweisen nochmals
auf die Verbindlichkeit der im Artenschutzgutachten dezidiert aufgelisteten Vermei-
dungs- und VerminderungsmafRnahmen. Diese betreffen sowohl Vdgel als auch Fle-
derméause.

Insbesondere entfallen im Rahmen der geplanten baulichen Entwicklung des Gebiets
und der damit verbundenen Baumfallungen potenzielle Lebensstatten und Nahrungs-
raume flr Fledermause und europaische Vogelarten. Die textlichen Festsetzungen de-
finieren Regelungen die auf den Erhalt und die Funktion der Lebensstatten gerichtet
sind. Die im Bebauungsplan festgelegten Nistkdsten sind aus dem Artenschutzgutach-
ten abgeleitet und nach Vogel- und Fledermauskasten differenziert festgelegt. Die An-
bringung der Nistkasten ist mit der Unteren Naturschutzbehérde abzustimmen.

Des Weiteren behandeln die Hinweise zu den textlichen Festsetzungen in Teil C die
Begrenzung der Bau- und Rodungszeitraume, treffen Regelungen zu bereits im Gebiet
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vorhandenen Nisthilfen56 und definieren den Umgang mit der Kontrolle von Habitat-
baumen. Die MaRnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen 6kologischen Funktionali-
tat (CEF-MalRnahmen) werden gesondert im nachfolgenden Kapitel 3.2 dargestellt.

3.1.6  Mensch und seine Gesundheit

Eine Vielzahl von Festsetzungen, die unmittelbar das Schutzgut Mensch und seine
Gesundheit betreffen, werden bereits bei den Vermeidungsmalinahmen flir die
Schutzgiiter Boden, Wasser und Klima beschrieben. Von besonderer Bedeutung fur die
Erholungsfunktion ist der Erhalt der FuBwegeverbindung zum Biebricher Schlosspark
im Siden des Plangebiets.

3.1.7  Kultur- und Sachgiiter (mit dem Teilkomplex Bodendenkmaler)

Innerhalb des Plangebiets sind keine besonderen Kultur- oder Sachgiter bekannt. Da
weniger als 100 m sidlich der Gberplanten Flache Siedlungsbefunde der friihen
Laténezeit sowie neuzeitliche Mauerreste festgestellt wurden, besteht zum Schutz po-
tenzieller Bodendenkmalsubstanz die Notwendigkeit in Teilbereichen des Plangebiets
baubegleitende Untersuchungen gemaf § 18 Denkmalschutzgesetz (HDSchG) durch-
zufihren. Mit Ausnahme des WA1-Gebiets ist davon der gesamte Bereich des Plange-
biets betroffen. Innerhalb des WA1-Gebiets, welches deutlich weiter von den bereits
bekannten Fundstellen entfernt ist, besteht weiterhin eine Meldepflicht nach § 20 des
Denkmalschutzgesetzes (HDSchQG). Vorbereitende oder baubegleitende Untersuchun-
gen sind hier nicht erforderlich.

3.2 Ausgleich der Eingriffe
CEF MafRnahmen: Nistkasten fiir Gartenrotschwanz

Als Ausgleich fiir den Verlust potenzieller Nistplatze fiir den Gartenrotschwanz sind im
Bereich des Schlossparks Biebrich und / oder in den benachbarten durchgriinten Sied-
lungs- und Kleingartenfléachen 6 Nistkésten mit ovaler Offnung aufzuhéngen. Die Veror-
tung der einzelnen Hangplatze und die fachliche korrekte Durchfiihrung der MalRnahme
muss von einem ornithologischen Sachverstandigen im Rahmen der 6kologischen
Baubegleitung tiberwacht werden. Die Kasten sind 1x jahrlich auf3erhalb der Brutzeit zu
kontrollieren, ggf. zu sdubern und bei Bedarf auszutauschen.

Die Malinahme kann nicht in den textlichen Festsetzungen, sondern lediglich in den
Hinweisen integriert werden, da sie auf3erhalb des Geltungsbereichs des Bebauungs-
plans stattfindet. Die CEF-Malnahme wurde bereits in Abstimmung mit der Unteren
Naturschutzbehoérde im Bereich des angrenzenden Schlossparks umgesetzt.

56 Hinweis: Die CEF-MaRnahme (das Aufhdngen von 6 Nistkésten fiir den Gartenrotschwanz) wurde
bereits in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehdrde im Bereich des angrenzenden Schloss-
parks umgesetzt.
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3.3 Eingriffs- / Ausgleichsbilanz

Im Bilanzierungsbereich mit einer Gesamtgrofle von rund 2,4 ha (ohne die bestehen-
den Stral3enverkehrsflachen) werden auf Grundlage der vorliegenden Planung insge-
samt ca. 22 % der Flache vollversiegelt und 34 % teilversiegelt. Zwar gelingt es, durch
umfangreiche Pflanzgebote auf privaten wie dffentlichen Flachen, sowie durch die
Festsetzung von Dach-, Fassaden- und Tiefgaragenbegriinungen auf und an den ent-
stehenden Gebauden den Eingriff zu minimieren, dennoch verbleibt nach der Kompen-
sationsverordnung, die grundséatzlich auch als Verfahren zur Bewertung von Eingriffen
in der Bauleitplanung herangezogen werden kann, ein Ausgleichsdefizit von insgesamt
71.484 Wertpunkten. Dieses verbleibende Ausgleichsdefizit ist durch entsprechende
MalRnahmen innerhalb des Planungsraumes nicht ausgleichbar und daher im Rahmen
des Okokontos nach Absprache mit der Unteren Naturschutzbehérde zu kompensie-
ren.

Der Entwurf des Bebauungsplans weicht in Teilbereichen vom MaRnahmenplan und
textlichen Festsetzungsvorschlagen des Griinordnungsplans ab. Mit einem Aus-
gleichsdefizit von -#18.930 Punkten fallt die GOP-Bilanz deutlich glinstiger aus als die-
jenige des Bebauungsplans mit #-71.484 Punkten. Durch die Abweichungen ergibt sich
ein zusatzlicher Ausgleichsbedarf von #52.554 Wertpunkten gegenliber der Bilanzie-
rung des Griinordnungsplans. Zwei Faktoren tragen mafgeblich zu dieser Differenz in
der Eingriffs-/Ausgleichsbewertung von GOP und B-Plan bei:

Aufgrund der deutlich héheren Anzahl an erhaltenen Bestandsbdumen und der zusatz-
lich festgesetzten Pflanzflachen werden die Privatgarten im GOP vollstandig als struk-
turreiche Hausgarten bilanziert. Die Bilanz des Bebauungsplans hingegen stuft
lediglich die Privatgarten des WA2-Gebiets vollstandig als strukturreiche Hausgarten
ein. Zusatzlich tragen die geringeren Ausnutzungszahlen der GRZ2 (Héchstmal} der
von allen baulichen Anlagen Uberbaubaren Grundstucksflache) signifikant dazu bei,
das Ausgleichsdefizit des GOPs zu verringern.

Zur Kompensation des Defizits wird eine Teilfldiche der anerkannten Okokontomal-
nahme mit der Bezeichnung OK-Car-001 ,Lebenswaldchen Barenherz*, Gemarkung
Naurod, Flur 4, Flurstlick 66 (Teilflache) zugeordnet. Die Einzelaufstellung fir die Er-
mittlung des Ausgleichsbedarfs kdnnen der nachfolgenden Tabelle enthommen wer-
den.

Bilanzierungsbereich und Geltungsbereich sind in ihrer Flachenabgrenzung nicht iden-
tisch, da sich der Bilanzierungsbereich auf das zukiinftige Wohngebiet bezieht. Die an-
grenzenden Wohn- und Strafenflachen sind nicht Bestandteil der Bilanzierung, da hier
kein Eingriff vorgesehen ist und somit auch keine Auswirkungen auf Natur und Land-
schaft zu erwarten sind.
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Eingriffs- / Ausgleichsbilanz

Code Nutzungstyp Flache Biotopwert Wertpunkte
1 2 3 4 5

Bestand Sp. 3x Sp.4
03.211 Erwerbsgartenbau 24.005 m2 16 384.080
Summe Bestand 24.005 m? 384.080
Planung Sp. 3x Sp.4
10.510 Sehr stark versiegelte Flache (Gebaude) 1.376 m2 3 4.127
10.510 Sehr stark versiegelte Flache (Garagen) 99 m? 3 297
10.730 Dachbegriinung extensiv begrunt (Wohnh&user & Garagen) 4.193 m? 19 79.675
10.530

Nahezu versiegelte Flache (Wege, Zufahrten,

. versickerungsféhig) 2417 me g it

10.540 gsiehig

10520 NahezH versiegelte Flache (Pflaster von Terassen in 800 m? 3 2400
Hausgérten)

10.520 Nahezu versiegelte Flache (Pflaster Uber Tiefgarage) 492 m2 3 1.476

10730 Dachbegriinung intensiv begrunt (Uber Tiefgarage) 1.476 m2 13 19.187

11.221 qutnerlsch gef)ﬂegte Anlagen im besiedelten Bereich, 4,306 m? 14 60.281
(private Hausgarten)

11.223 Neuanlage strukturreicher Hausgérten (private Hausgarten) 5.528 m? 20 110.551

11.221 Gartnerisch ggpfl?gte Anlagen im besiedelten Bereich 908 m2 14 12712
(StraBenbegleitgrin)

10510 Sehr stark ode_r vollig versiegelte Flache (Verkehrsflachen 2410 m?2 3 7231
verkehrsberuhigt und Anlagenweg)

04.110 Emzelbaurp, standortgerecht, Neupflanzung (in 5 mz 31 155
Verkehrsflachen)*

Summe Planung 24.005 m2 312.596

Bilanz Planung -71.484

* Aufwertung der Flachen im Bereich der Kronentraufe gemafll Kompensationsverordnung. Daher in der Spalte Summe
Planung nur zur Summe der Wertpunkte hinzuaddiert nicht zur Summe der Flache.
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4 Anderweitige Planungsméglichkeiten

Im Zuge der Entwicklung des stadtebaulichen Entwicklungskonzepts>7 und wahrend
des Bebauungsplanverfahrens wurden verschiedene Varianten einer zukiinftig mogli-
chen stadtebaulichen Entwicklung des Gebiets erstellt. Die jetzt im Bebauungsplan
dargestellte Variante stellt die unter stadtebaulichen, naturschutzfachlichen, land-
schaftsplanerischen und klimadkologischen Gesichtspunkten entstandene Essenz die-
ser Alternativenprifung dar.

57 Beschluss Nr. 0393 der Stadtverordnetenversammlung Wiesbaden, vom 02.10.2014.
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C ZUSATZLICHE ANGABEN

1 Geplante MaRnahmen zur Uberwachung (Monitoring)

Eine allgemeine Uberwachung erfolgt im Zuge der laufenden Umweltbeobachtungen,
die auf der Grundlage bestehender Vorgaben ohnehin erforderlich sind. Flir den Aspekt
Luft existieren kontinuierliche Messstationen des Landes Hessen. Zusatzlich fihrt die
Landeshauptstadt Wiesbaden schwerpunktmafige Luft- und L&rmmessprogramme
durch. Das Monitoring der externen Ausgleichsflachen erfolgt im Rahmen der in Zu-
standigkeit der Unteren Naturschutzbehdrde durchgeflihrten Pflegeprogramme.

2 Aligemein verstandliche Zusammenfassung

Die geplante Wohnbebauung mit mehrgeschossigen Hausern, Doppelhdusern und
Einzelhdusern sowie der Bau von Tiefgaragen mit Zufahrten von der Albert-Schweitzer-
Allee bzw. Am Parkfeld bedulrfen der Erstellung eines Umweltberichts. Im Umweltbe-
richt werden die durch das Bauvorhaben verursachten Auswirkungen auf Natur und
Landschaft ermittelt und Minderungs- bzw. Vermeidungsmalnahmen beschrieben,
erganzt um eine Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung. Es sind keine geschitzten Biotopty-
pen betroffen. Natur- sowie FFH-Schutzgebiete liegen nicht in unmittelbarer Nahe.

Boden

Die im Untersuchungsgebiet vorhandenen Bdden sind in den oberen Schichten bis zu
etwa einem Meter grétenteils durch menschliches Einwirken verandert. Darunter be-
finden sich die natiirlichen Bodenschichten aus Lehm, Sanden und feinem Kies. Im
Osten des Plangebiets folgt ab einer Tiefe von 7,0 m eine Schicht aus grauem Ton.

Im Rahmen des Bodengutachtens von der CDM Smith Consult GmbH wurde eine Be-
lastung des Bodens ausgeschlossen.

Aus bauplanungsrechtlicher Sicht verbleiben aufgrund der getroffenen Festsetzungen
zum Bodenschutz keine erheblich nachteiligen bzw. beeintrachtigenden Auswirkungen
auf bodenschutzrelevante Funktionen.

Wasser

Anstehendes Grundwasser ist im Plangebiet ab einer Tiefe von 5,5 m unter Gelande-
oberkante erbohrt worden. Der Schwankungsbereich des Grundwassers wird im Bau-
feld in einer Gréfenordnung von £ 1,8 m zum aktuellen Messwert geschéatzt (vgl. CDM
Smith 2015). Aufgrund der im Plangebiet vorhandenen Béden mit geringer Durchlas-
sigkeit der oberen Bodenschichten ist eine gezielte Versickerung des Niederschlags-
wassers in Versickerungsanlagen nicht zu empfehlen.

Klima / Luft

Das Plangebiet hat als fast unbebaute und mit Bdumen und jungen Blischen bewach-
sene Freiflache insbesondere im Zusammenhang mit dem Biebricher Schlosspark eine
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lokalklimatische Bedeutung als Kalt- und Frischluftproduzent sowie als Frischluft-
schneise. Diese Funktionen werden bei der geplanten Bebauung eingeschrankt.

Um die Einschrankungen auf ein Mindestmal? zu begrenzen und die klimatisch begtins-
tigenden Bedingungen flir das Plangebiet selbst und seine Umgebung weiterhin si-
cherzustellen werden eine ganze Reihe von Festsetzungen und Vorgaben getroffen.
Dazu zahlen insbesondere:

= Die Begrenzung der stadtebaulichen Dichte,
= die gezielte Vermeidung langer Gebauderiegel,

= die Sicherung lokaler Ventilationsbahnen durch ausreichende Absténde zur, an
das Plangebiet angrenzenden, Nachbarbebauung,

= die Minimierung des Versiegelungsgrades durch die verpflichtende Vorgabe
von Dachbegriinungen auf den Dachern der Gebaude und den Tiefgaragen zu
realisieren.

In der Summe fiihren die Mallhahmen dazu, dass die Zielvorstellungen zur Sicherung
gunstiger Be- und Durchliftungsverhaltnisse und zur Ausgestaltung eines glinstigen
Eigenklimas im Planungsgebiet erflllt werden und weiterhin eine gute Be- und EntlGf-
tung des Gebiets und dessen Umfelds gesichert ist. Wahrend einer windschwachen
Sommernacht (23:00 Uhr) kann es innerhalb des Plangebiets zu einer Zunahme der
Umgebungstemperatur von 0,5 - 2,0°C gegenliber dem Ausgangszustand kommen.
Durch die ortliche Kaltluftentstehung tUber den geplanten Hausgérten und 6ffentlichen
Grinflachen wird nach Sonnenuntergang die Abkiihlung weiterhin wirksam forciert. Die
bioklimatischen Verhéltnisse bleiben gegentber der Wiesbadener Innenstadtbebauung
deutlich beglinstigt und entsprechen weiterhin dem bioklimatisch beglinstigten Umfeld.

Biotoptypen und Baume

Zur Erfassung der Biotoptypen wurde im Plangebiet im Oktober 2014 und im Marz
2015 eine Biotoptypenkartierung durchgefiihrt.

Im Untersuchungsgebiet wurden keine gefahrdeten Biotoptypen und seltenen Pflan-
zenarten entdeckt. Das Plangebiet besitzt jedoch einen gro3en Baumbestand mit ins-
gesamt 149 Baumen. Von diesen 149 Baumen sind 93 Baume nach der
Baumschutzsatzung geschiitzt. Da aufgrund der geplanten Baumal3nahmen fast alle
geschitzten Badume entfernt werden, missen diese entsprechend der Baumschutzsat-
zung der Stadt Wiesbaden ersetzt werden. Acht dieser geschiitzten Baume sind in der
Bestandsaufnahme zum Grinordnungsplan aufgrund ihres Erscheinungsbildes und /
oder ihrer hohen 6kologischen Funktion als besonders erhaltenswert eingestuft wor-
den. Aus stadtebaulichen Grinden und weil ein Teil dieser Badume bei der baulichen
Umsetzung der Planung nur unter gréf3tem Aufwand zu erhalten ware, werden im Be-
bauungsplan nur ein Teil der Bestandsbdume zum Erhalt zeichnerisch festgesetzt.
Dabei handelt es sich um eine Sauleneiche im Zentrum des Plangebiets, die in dieser
Grofle und Qualitat nur sehr selten im Wiesbadener Stadtgebiet vorkommt oder um
Baumstandorte im Bereich der Eingangssituation zum Plangebiet. Sie tragen dazu bei,
den Auftakt in das Plangebiet zu betonen. Um den Verlust nach Baumschutzsatzung
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geschitzter, erhaltenswerter Bestandsbdume zu kompensieren, definiert der Bebau-
ungsplan vielfaltige quantitative und qualitative Vorgaben zur Neupflanzung von Bau-
men, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen.

Das ehemalige Gartnereigelande im Osten des Plangebiets und die Kleingartenbra-
chen im Westen werden zuséatzlich zum oben beschriebenen Baumbestand durch ein
Mosaik unterschiedlicher Busch- und Strauchstrukturen, dichten Brombeer-Gestriippen
und (nur kleinflachig) verbrachten Rasenflachen gepragt. Aus 6kologischer Sicht besit-
zen diese unterschiedlichen Sukzessionsstadien eine hohe Bedeutung, da der Wild-
wuchs im innerstadtischen Bereich Wiesbaden immer mehr zurtickgedrangt wird.

Im Bilanzierungsbereich mit einer Gesamtgro3e von rund 2,4 ha werden auf Grundlage
der vorliegenden Planung insgesamt ca. 22 % der Flache vollversiegelt und 34 % teil-
versiegelt. Zwar gelingt es, durch umfangreiche Pflanzgebote auf privaten wie 6ffentli-
chen Flachen, sowie durch die Festsetzung von Dach- und Fassadenbegriinungen auf
und an den entstehenden Gebauden den Eingriff zu minimieren, dennoch verbleibt
nach der Kompensationsverordnung, die grundsatzlich auch als Verfahren zur Bewer-
tung von Eingriffen in der Bauleitplanung herangezogen werden kann, ein Ausgleichs-
defizit von insgesamt 71.484 Wertpunkten. Zur Kompensation des verbleibenden
Defizits wird eine Teilflaiche der anerkannten OkokontomaRnahme mit der Bezeichnung
OK-Car-001 ,Lebenswaldchen Barenherz*, Gemarkung Naurod, Flur 4, Flurstiick 66
(Teilflache) zugeordnet.

Tierwelt

Im Plangebiet befinden sich mehrere Baum- und Gebaudestrukturen, die potenziell als
Sommerquartiere flir Fledermause geeignet sind. Fledermausquartiere wurden bei der
Suche nach Hoéhlen jedoch nicht festgestellt. Bei den Detektorbegehungen 2014 wur-
den vier Fledermausarten gesichtet, wobei die Zwergfledermaus am haufigsten vor-
kam. Die Art wurde im gesamten Plangebiet zahlreich bei der Nahrungssuche
festgestellt. Konkrete Hinweise auf Quartiersstandorte sind bei allen Fledermausarten
nicht entdeckt worden.

Die Vogelfauna des Plangebiets ist mit 25 Arten fur ein Gebiet dieser Groe und in die-
ser innerstadtischen Lage als artenreich zu bezeichnen.14 sind als Brutvdgel einzustu-
fen. Acht Vogelarten gelten lediglich als Nahrungsgéaste und drei Arten sind nur als
Uberflieger zu erwarten. Insgesamt kann fir 20 Arten, die sich in Hessen in einem
gunstigen Erhaltungszustand befinden und fir eine Art, die in Hessen in einem unglins-
tig-schlechten Erhaltungszustand eingestuft wird, eine Betroffenheit durch das Vorha-
ben nicht ausgeschlossen werden, falls keine Vermeidungsmalnahmen durchgefihrt
werden.

Der Gartenrotschwanz ist der einzige Brutvogel, der im Plangebiet nachgewiesen wor-
den ist und in der Roten Liste Hessens als gefahrdet eingestuft wird. Im dstlichen Teil
des Gebiets ist ein britendes Paar festgestellt worden.

Alle weiteren 13 Brutvogelarten sind sowohl in Hessen als auch bundesweit weder sel-
ten noch gefahrdet. Bei den allgemein haufigen Vogelarten wird davon ausgegangen,
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dass die Verbotstatbestande des BNatSchG nicht zutreffen, da aufgrund ihrer Haufig-
keit, Anpassungsfahigkeit und ihres glinstigen Erhaltungszustandes in Hessen die
Funktion ihrer Fortpflanzungs- und Ruhestatten im rdumlichen Zusammenhang weiter-
hin gewahrt bleibt und keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes lokaler Popu-
lation eintritt. Bei den Gastvogeln (Nahrungsgaste) ist eine erhebliche Stérung durch
Verldrmung insbesondere wahrend der Baumalinahmen nicht auszuschlief3en.

Fir den Gartenrotschwanz, der in Hessen einen ungunstig-schlechten Erhaltungszu-
stand aufweist, ist vom Biro Herrschen & Schmitt Landschaftsarchitekten eine Art-fiir-
Art-Prifung durchgefuhrt worden. Er britet im dstlichen Teil des Plangebiets. Bei einer
Raumung der Flache wahrend der Brutzeit, kann es auch zum Verlust von Nestern die-
ser Art kommen.

Um den Vorgaben des § 44 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 5 Satz 2 BNatSchG (Zerstérung von
Fortpflanzungs- und Ruhestatten unter Erhalt der 6kologischen Funktion der Lebens-
statte im raumlichen Zusammenhang) zu entsprechen, werden entsprechend den Vor-
gaben des artenschutzrechtlichen Gutachtens von Herrchen & Schmitt
Landschaftsarchitekten VermeidungsmafRnahmen und AusgleichsmalRnahmen festge-
setzt. Die Vermeidungsmalnahmen legen in erster Linie den Zeitraum fest, in welchem
die Abbrucharbeiten am Gebaude und die Rodungsarbeiten der Habitatbdume durch-
geflihrt werden kénnen. Fir den Verlust moéglicher Nistplatze wird als Ausgleichsmal3-
nahme fiir Végel ein Nistelement pro Wohnbebauung gefordert. Fiir den Verlust von
Gebaudespalten und von Sommerquartieren wird fiir Fledermause pro Haus eine
Kunsthéhle mit ovaler Offnung als erforderlich angesehen.

Als Ausgleich fiir den Verlust potenzieller Nistplatze fir den Gartenrotschwanz sind 6
Nistkasten mit ovaler Offnung aufzuhéngen. Diese Malinahme wurde bereits in Ab-
stimmung mit der Unteren Naturschutzbehérde im Bereich des angrenzenden Schloss-
parks umgesetzt.

Mensch und seine Gesundheit

Eine Beeintrachtigung durch L&rmemissionen ist nicht zu erwarten. Eine Bodenbelas-
tung konnte im Rahmen der vorbereitenden Untersuchungen ausgeschlossen werden.
Unter Berlcksichtigung der festgesetzten Malinahmen (aufgelockerte Bebauung, Si-
cherung lokaler Ventilationsbahnen, Dachbegriinung, etc.) kénnen die aus stadtklimati-
scher Sicht beglinstigten Bedingungen im Plangebiet und seiner Umgebung auch
zukunftig insgesamt sichergestellt werden. Die Erholungsfunktion und die Wohn- und
Lebensqualitat verbessert sich, da die baufélligen Bestandsgebaude zurtickgebaut und
die teils verwahrlosten Brachflachen einer geordneten stddtebaulichen Entwicklung
zugeflhrt werden. Gleichzeitig wird die vorhandene fulBlaufige Wegeverbindung zwi-
schen der Albert-Schweitzer-Allee und der Stralde Am Parkfeld auch in der zukinftigen
Planung beriicksichtigt.

Kultur- und Sachguter (mit dem Teilkomplex Bodendenkmaler)

Im Plangebiet befinden sich keine denkmalgeschiitzten Gebaude. Bodendenkmaler
sind ebenfalls keine bekannt. 1970 wurden etwa 100 Meter sudlich des Plangebiets
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Siedlungsreste aus der jiingeren vorrémischen Eisenzeit gefunden. Diese reicht von
etwa 450 v. Chr. bis zur Zeit um Christi Geburt. Zum Schutz potenzieller Bodendenk-
malsubstanz besteht daher die Notwendigkeit in Teilbereichen des Plangebiets baube-
gleitende Untersuchungen gemaf § 18 Denkmalschutzgesetz (HDSchG)
durchzufihren.
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3 Rechtsgrundlagen, Erlasse, Richtlinien und Satzungen

Stadtebau / Landschaftsplanung

BauGB

BauNVO

BBodSchG

PlanzV

HBO

BNatSchG

WHG

HDSchG

HAGBNatSchG

HWG

KrWwG

Heilquellenschutzge-
bietsverordnung
Wiesbaden

Stellplatzsatzung
Wiesbaden

Baumschutzsatzung
Wiesbaden

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004
(BGBI. S. 2414), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober
2015 (BGBI. I S. 1722).

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni
2013 (BGBI. | S. 1548).

Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. Marz 1998 (BGBI. | S. 502), zuletzt geandert
durch Artikel 101 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1774).

Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), zuletzt
geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509).

Hessische Bauordnung vom 15. Januar 2011 (GVBI. | S. 46, 180), zuletzt geén-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. November 2015 (GVBI. | S. 457).

Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt
geéndert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBI. | S. 2258).

Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), zuletzt geéndert
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 24. Mai 2016 (BGBI. | S. 1217).

Hessisches Denkmalschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 5.
September 1986 (GVBI. | 1986, 270), zuletzt gedndert 28. November 2016 (GVBI.
S. 211).

Hessisches Ausfiihrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz, in der Fassung
vom 20. Dezember 2010 (GVBI. | S. 629, 2011 | S. 43, zuletzt gedndert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GVBI. | S. 607).

Hessisches Wassergesetz vom 14. Dezember 2010 (GVBI. 1 2010 S. 548), zuletzt
geéndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. September 2015 (GVBI. S. 338).

Gesetz zur Foérderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltvertragli-
chen Bewirtschaftung von Abféllen (Kreislaufwirtschaftsgesetz) vom 24. Februar
2012 (BGBI. | S. 212), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 4. April
2016 (BGBI. | S. 569).

Verordnung Uber die Festsetzung eines Heilquellenschutzgebiets fir die Heil-
quellen Kochbrunnen, GroRRe und Kleine Adlerquelle, Salmquelle, Schiitzenhof-
quelle und Faulbrunnen der Landeshauptstadt Wiesbaden. Die
Schutzgebietsverordnung vom 26. Juli 2016 (nach § 53 Abs. 4 und 5 WHG und
§ 35 Abs. 3 HWG).

Satzung uber Stellpldtze, Garagen und Abstellplétze fiir Fahrréader in der Be-
schlussfassung vom 14. Februar 2008 (nach §§ 5 und 51 HGO; §§ 44, 76 und 81
HBO).

Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Landeshauptstadt Wiesbaden
(Baumschutzsatzung) in der Fassung in der Fassung vom 8. Februar 2007
(8§ 5 und 51 Nr. 6 HGO; § 30 HENatG).

Seite 70 von 70



	I Planungsziele und Planungszwecke
	1 Anlass, Erforderlichkeit und Ziele der Planung
	2 Lage des Plangebiets und räumlicher Geltungsbereich
	3 Übergeordnete Planungen / planungsrechtliche Situation
	3.1 Regionalplan Südhessen
	3.2 Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Wiesbaden
	3.3 Bebauungspläne

	4 Weitere Fachplanungen und Gutachten
	4.1 Landschaftsplan der Landeshauptstadt Wiesbaden
	4.2 Grünordnungsplan
	4.3 Fachgutachten

	II Festsetzungen des Bebauungsplans
	A Planungsrechtliche Festsetzungen
	1 Art der baulichen Nutzung
	2 Maß der baulichen Nutzung
	2.1 Grundflächenzahl (GRZ) und Grundfläche (GR)
	2.2 Geschossfläche (GF) und Geschossflächenzahl (GFZ)
	2.3 Höhe baulicher Anlagen (GH)
	2.4 Zahl der Vollgeschosse

	3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen
	3.1 Bauweise
	3.2 Gebäudeform
	3.3 Überbaubare Grundstücksflächen

	4 Mindestmaße der Baugrundstücke
	5 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Tiefgaragen
	5.1 Nebenanlagen
	5.2 Stellplätze und Garagen
	5.3 Tiefgaragen

	6 Ver- und Entsorgungsleitungen
	6.1 Energie- und Wasserversorgung
	6.2 Entsorgungsleitungen, Schutzstreifen
	6.3 Sonstige leitungsgebundene Infrastruktur

	7 Flächen für die Wasserwirtschaft
	8 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
	9 Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft;  Anpflanzen und Erhalten von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
	9.1 Ziele und Rahmenbedingungen der Pflanz- und Entwicklungsmaßnahmen
	9.2 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und Hecken
	9.3 Erhalten von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
	9.4 Begrünung von Tiefgaragen
	9.5 Fassadenbegrünung
	9.6 Dachbegrünung
	9.7 Befestigte Freiflächen
	9.8 Befestigung der Stellplätze und der Zufahrten
	9.9 Insektenfreundliche Außenbeleuchtung
	9.10 Nisthilfen

	10 Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB
	11 Verkehrsflächen
	B Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan
	1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
	1.1 Dachform und Dachneigung
	1.2 Fassaden
	1.3 Werbeanlagen

	2 Einfriedungen
	3 Grundstücksfreiflächen
	3.1 Begrünung der Vorgärten
	3.2 Müll- und Abfallsammelanlagen

	4 Behandlung und Verwertung von Niederschlagswasser
	C Hinweise
	1 Denkmalschutz
	2 Brandschutz
	3 Kampfmittel
	4 Artenschutz
	5 Bodenschutz
	6 Klimaschutz
	7 Sonstige Hinweise
	D Pflanzliste
	III Auswirkungen des Bebauungsplans
	1 Eigentumsverhältnisse und bodenordnende Maßnahmen
	2 Kosten, die der Gemeinde durch die vorgesehenen städtebaulichen Maßnahmen voraussichtlich entstehen
	3 Statistische Angaben
	IV Umweltbericht
	A Einleitung
	1 Inhalt und wichtigste Ziele des Bauleitplans
	2 Methodik und Kenntnislücken
	3 Festsetzungen des Bebauungsplans
	4 In einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegte Ziele des Umweltschutzes
	4.1 Kommunale Plangrundlagen und Zielvorgaben
	4.2 Schutzgebiete
	4.3 Immissionsschutz
	4.4 Bodenbelastungen

	B Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen
	1 Bestandsaufnahme, Prognose bei Durchführung der Planung
	1.1 Boden
	1.1.1 Analyse
	1.1.2 Bewertung der Bodenfunktionen
	1.1.3 Auswirkungen der Planung

	1.2 Wasser
	1.2.1 Analyse
	1.2.2 Bewertung

	1.3 Klima / Lufthygiene
	1.3.1 Bestandsanalyse
	1.3.2 Auswirkungen der Planung

	1.4 Verschattung
	1.4.1 Analyse
	1.4.2 Auswirkungen der Planung / Bewertung

	1.5 Biotop- und Nutzungstypen
	1.5.1 Bestandsanalyse und Bewertung

	1.6 Tierwelt
	1.6.1 Bestandsanalyse
	1.6.2 Bewertung

	1.7 Mensch und seine Gesundheit
	Auswirkungen der Planung auf Erholungsfunktion / Wohn- und Lebensqualität

	1.8 Kultur- und Sachgüter (mit dem Teilkomplex Bodendenkmäler)
	1.9 Wechselwirkungen

	2 Prognose bei Nichtdurchführung der Planung
	3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich
	3.1 Vermeidung und Verringerung
	3.1.1 Boden
	3.1.2 Wasser
	3.1.3 Klima / Luft
	3.1.4 Biotop- und Nutzungstypen
	3.1.5 Tierwelt
	3.1.6 Mensch und seine Gesundheit
	3.1.7 Kultur- und Sachgüter (mit dem Teilkomplex Bodendenkmäler)

	3.2 Ausgleich der Eingriffe
	CEF Maßnahmen: Nistkästen für Gartenrotschwanz

	3.3 Eingriffs- / Ausgleichsbilanz

	4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten
	C zusätzliche Angaben
	1 Geplante Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring)
	2 Allgemein verständliche Zusammenfassung
	3 Rechtsgrundlagen, Erlasse, Richtlinien und Satzungen

